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§ 1b § 1b 

Unverfallbarkeit und Durchführung der 
betrieblichen Altersversorgung 

Unverfallbarkeit und Durchführung der 
betrieblichen Altersversorgung 
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(1) Einem Arbeitnehmer, dem Leistun-
gen aus der betrieblichen Altersversorgung 
zugesagt worden sind, bleibt die Anwart-
schaft erhalten, wenn das Arbeitsverhältnis 
vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch 
nach Vollendung des 21. Lebensjahres en-
det und die Versorgungszusage zu diesem 
Zeitpunkt mindestens drei Jahre bestanden 
hat (unverfallbare Anwartschaft). Ein Ar-
beitnehmer behält seine Anwartschaft auch 
dann, wenn er aufgrund einer Vorruhe-
standsregelung ausscheidet und ohne das 
vorherige Ausscheiden die Wartezeit und 
die sonstigen Voraussetzungen für den Be-
zug von Leistungen der betrieblichen Al-
tersversorgung hätte erfüllen können. Eine 
Änderung der Versorgungszusage oder 
ihre Übernahme durch eine andere Person 
unterbricht nicht den Ablauf der Fristen 
nach Satz 1. Der Verpflichtung aus einer 
Versorgungszusage stehen Versorgungs-
verpflichtungen gleich, die auf betrieblicher 
Übung oder dem Grundsatz der Gleichbe-
handlung beruhen. Der Ablauf einer vorge-
sehenen Wartezeit wird durch die Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses nach Erfül-
lung der Voraussetzungen der Sätze 1 und 
2 nicht berührt. Wechselt ein Arbeitnehmer 
vom Geltungsbereich dieses Gesetzes in 
einen anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, bleibt die Anwartschaft in 
gleichem Umfange wie für Personen erhal-
ten, die auch nach Beendigung eines Ar-
beitsverhältnisses innerhalb des Geltungs-
bereichs dieses Gesetzes verbleiben. 

u n v e r ä n d e r t  
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(2) Wird für die betriebliche Altersver-
sorgung eine Lebensversicherung auf das 
Leben des Arbeitnehmers durch den Ar-
beitgeber abgeschlossen und sind der Ar-
beitnehmer oder seine Hinterbliebenen hin-
sichtlich der Leistungen des Versicherers 
ganz oder teilweise bezugsberechtigt (Di-
rektversicherung), so ist der Arbeitgeber 
verpflichtet, wegen Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses nach Erfüllung der in Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 genannten Vorausset-
zungen das Bezugsrecht nicht mehr zu wi-
derrufen. Eine Vereinbarung, nach der das 
Bezugsrecht durch die Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses nach Erfüllung der in Ab-
satz 1 Satz 1 und 2 genannten Vorausset-
zungen auflösend bedingt ist, ist unwirk-
sam. Hat der Arbeitgeber die Ansprüche 
aus dem Versicherungsvertrag abgetreten 
oder beliehen, so ist er verpflichtet, den Ar-
beitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis nach 
Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 ge-
nannten Voraussetzungen geendet hat, bei 
Eintritt des Versicherungsfalles so zu stel-
len, als ob die Abtretung oder Beleihung 
nicht erfolgt wäre. Als Zeitpunkt der Ertei-
lung der Versorgungszusage im Sinne des 
Absatzes 1 gilt der Versicherungsbeginn, 
frühestens jedoch der Beginn der Betriebs-
zugehörigkeit. 

u n v e r ä n d e r t  
 

(3) Wird die betriebliche Altersversor-
gung von einer rechtsfähigen Versorgungs-
einrichtung durchgeführt, die dem Arbeit-
nehmer oder seinen Hinterbliebenen auf 
ihre Leistungen einen Rechtsanspruch ge-
währt (Pensionskasse und Pensionsfonds), 
so gilt Absatz 1 entsprechend. Als Zeit-
punkt der Erteilung der Versorgungszusage 
im Sinne des Absatzes 1 gilt der Versiche-
rungsbeginn, frühestens jedoch der Beginn 
der Betriebszugehörigkeit. 

u n v e r ä n d e r t  
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(4) Wird die betriebliche Altersversor-
gung von einer rechtsfähigen Versorgungs-
einrichtung durchgeführt, die auf ihre Leis-
tungen keinen Rechtsanspruch gewährt 
(Unterstützungskasse), so sind die nach 
Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 ge-
nannten Voraussetzungen und vor Eintritt 
des Versorgungsfalles aus dem Unterneh-
men ausgeschiedenen Arbeitnehmer und 
ihre Hinterbliebenen den bis zum Eintritt 
des Versorgungsfalles dem Unternehmen 
angehörenden Arbeitnehmern und deren 
Hinterbliebenen gleichgestellt. Die Versor-
gungszusage gilt in dem Zeitpunkt als er-
teilt im Sinne des Absatzes 1, von dem an 
der Arbeitnehmer zum Kreis der Begünstig-
ten der Unterstützungskasse gehört. 

u n v e r ä n d e r t  
 

(5) Soweit betriebliche Altersversor-
gung durch Entgeltumwandlung einschließ-
lich eines möglichen Arbeitgeberzuschus-
ses nach § 1a Absatz 1a erfolgt, behält der 
Arbeitnehmer seine Anwartschaft, wenn 
sein Arbeitsverhältnis vor Eintritt des Ver-
sorgungsfalles endet; in den Fällen der Ab-
sätze 2 und 3  

(5) Soweit betriebliche Altersversor-
gung durch Entgeltumwandlung einschließ-
lich eines möglichen Arbeitgeberzuschus-
ses nach § 1a Absatz 1a oder § 20 Absatz 
3 erfolgt, behält der Arbeitnehmer seine 
Anwartschaft, wenn sein Arbeitsverhältnis 
vor Eintritt des Versorgungsfalles endet; in 
den Fällen der Absätze 2 und 3  

1. dürfen die Überschussanteile nur zur 
Verbesserung der Leistung verwendet, 

u n v e r ä n d e r t  

2. muss dem ausgeschiedenen Arbeit-
nehmer das Recht zur Fortsetzung der 
Versicherung oder Versorgung mit ei-
genen Beiträgen eingeräumt und 

u n v e r ä n d e r t  

3. muss das Recht zur Verpfändung, Ab-
tretung oder Beleihung durch den Ar-
beitgeber ausgeschlossen werden. 

u n v e r ä n d e r t  

Im Fall einer Direktversicherung ist dem Ar-
beitnehmer darüber hinaus mit Beginn der 
Entgeltumwandlung ein unwiderrufliches 
Bezugsrecht einzuräumen. 

u n v e r ä n d e r t  
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§ 3 § 3 

Abfindung Abfindung 

(1) Unverfallbare Anwartschaften im 
Falle der Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses und laufende Leistungen dürfen nur 
unter den Voraussetzungen der folgenden 
Absätze abgefunden werden. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Arbeitgeber kann eine Anwart-
schaft ohne Zustimmung des Arbeitneh-
mers abfinden, wenn der Monatsbetrag der 
aus der Anwartschaft resultierenden lau-
fenden Leistung bei Erreichen der vorgese-
henen Altersgrenze 1 vom Hundert, bei Ka-
pitalleistungen zwölf Zehntel der monatli-
chen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch nicht überstei-
gen würde. Dies gilt entsprechend für die 
Abfindung einer laufenden Leistung. Die 
Abfindung einer Anwartschaft bedarf der 
Zustimmung des Arbeitnehmers, wenn die-
ser nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses ein neues Arbeitsverhältnis in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union begründet und dies innerhalb von 
drei Monaten nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses seinem ehemaligen Ar-
beitgeber mitteilt. Die Abfindung ist unzu-
lässig, wenn der Arbeitnehmer von seinem 
Recht auf Übertragung der Anwartschaft 
Gebrauch macht. 

u n v e r ä n d e r t  

 (2a) Der Arbeitgeber kann eine An-
wartschaft mit Zustimmung des Arbeit-
nehmers abfinden, wenn der Monatsbe-
trag der aus der Anwartschaft resultie-
renden laufenden Leistung bei Errei-
chen der vorgesehenen Altersgrenze 2 
vom Hundert, bei Kapitalleistungen 24 
Zehntel der monatlichen Bezugsgröße 
nach § 18 des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch nicht übersteigen würde und 
der Abfindungsbetrag vom Arbeitgeber 
unmittelbar zur Zahlung von Beiträgen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung 
verwendet wird. 
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(3) Die Anwartschaft ist auf Verlangen 
des Arbeitnehmers abzufinden, wenn die 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung erstattet worden sind. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Teil der Anwartschaft, der 
während eines Insolvenzverfahrens erdient 
worden ist, kann ohne Zustimmung des Ar-
beitnehmers abgefunden werden, wenn die 
Betriebstätigkeit vollständig eingestellt und 
das Unternehmen liquidiert wird. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) Für die Berechnung des Abfin-
dungsbetrages gilt § 4 Abs. 5 entspre-
chend. 

u n v e r ä n d e r t  

(6) Die Abfindung ist gesondert aus-
zuweisen und einmalig zu zahlen. 

u n v e r ä n d e r t  

 (7) Mit der Genehmigung des Be-
schlusses zur Auflösung einer Pensi-
onskasse nach § 199 Absatz 2 Satz 1 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
und der Auszahlung des gebildeten Ka-
pitals an den Versorgungsberechtigten 
gilt die entsprechende Anwartschaft 
oder laufende Leistung als abgefunden. 
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D r i t t e r  A b s c h n i t t  D r i t t e r  A b s c h n i t t  

A l t e r s g r e n z e  A l t e r s g r e n z e  

§ 6 § 6 

Vorzeitige Altersleistung Vorzeitige Altersleistung 

Einem Arbeitnehmer, der die Alters-
rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung als Vollrente in Anspruch nimmt, sind 
auf sein Verlangen nach Erfüllung der War-
tezeit und sonstiger Leistungsvorausset-
zungen Leistungen der betrieblichen Alters-
versorgung zu gewähren. Wird die Alters-
rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung auf einen Teilbetrag beschränkt, kön-
nen die Leistungen der betrieblichen Alters-
versorgung eingestellt werden. Der ausge-
schiedene Arbeitnehmer ist verpflichtet, 
eine Beschränkung der Altersrente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung dem Ar-
beitgeber oder sonstigen Versorgungsträ-
ger unverzüglich anzuzeigen. 

Einem Arbeitnehmer, der die Alters-
rente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung in Anspruch nimmt, sind auf 
sein Verlangen nach Erfüllung der Warte-
zeit und sonstiger Leistungsvoraussetzun-
gen Leistungen der betrieblichen Altersver-
sorgung zu gewähren. 
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V i e r t e r  A b s c h n i t t  V i e r t e r  A b s c h n i t t  

I n s o l v e n z s i c h e r u n g  I n s o l v e n z s i c h e r u n g  

§ 9 § 9 

Mitteilungspflicht, Forderungs- und Ver-
mögensübergang 

Mitteilungspflicht, Forderungs- und Ver-
mögensübergang 

(1) Der Träger der Insolvenzsicherung 
teilt dem Berechtigten die ihm nach § 7 
oder § 8 zustehenden Ansprüche oder An-
wartschaften schriftlich mit. Unterbleibt die 
Mitteilung, so ist der Anspruch oder die An-
wartschaft spätestens ein Jahr nach dem 
Sicherungsfall bei dem Träger der Insol-
venzsicherung anzumelden; erfolgt die An-
meldung später, so beginnen die Leistun-
gen frühestens mit dem Ersten des Monats 
der Anmeldung, es sei denn, daß der Be-
rechtigte an der rechtzeitigen Anmeldung 
ohne sein Verschulden verhindert war. 

(1) Der Träger der Insolvenzsicherung 
teilt dem Berechtigten die ihm nach § 7 
oder § 8 zustehenden Ansprüche oder An-
wartschaften schriftlich mit; mit Einwilli-
gung des Berechtigten kann die Mittei-
lung über ein vom Träger der Insolvenz-
sicherung bereitgestelltes technisches 
Verfahren erfolgen. Unterbleibt die Mittei-
lung, so ist der Anspruch oder die Anwart-
schaft spätestens ein Jahr nach dem Si-
cherungsfall bei dem Träger der Insolvenz-
sicherung anzumelden; erfolgt die Anmel-
dung später, so beginnen die Leistungen 
frühestens mit dem Ersten des Monats der 
Anmeldung, es sei denn, daß der Berech-
tigte an der rechtzeitigen Anmeldung ohne 
sein Verschulden verhindert war. 

(2) Ansprüche oder Anwartschaften 
des Berechtigten gegen den Arbeitgeber 
auf Leistungen der betrieblichen Altersver-
sorgung, die den Anspruch gegen den Trä-
ger der Insolvenzsicherung begründen, ge-
hen im Falle eines Insolvenzverfahrens mit 
dessen Eröffnung, in den übrigen Siche-
rungsfällen dann auf den Träger der Insol-
venzsicherung über, wenn dieser nach Ab-
satz 1 Satz 1 dem Berechtigten die ihm zu-
stehenden Ansprüche oder Anwartschaften 
mitteilt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Berechtigten geltend gemacht 
werden. Die mit der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens übergegangenen Anwart-
schaften werden im Insolvenzverfahren als 
unbedingte Forderungen nach § 45 der In-
solvenzordnung geltend gemacht. 

u n v e r ä n d e r t  
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(3) Ist der Träger der Insolvenzsiche-
rung zu Leistungen verpflichtet, die ohne 
den Eintritt des Sicherungsfalls eine Unter-
stützungskasse erbringen würde, geht de-
ren Vermögen einschließlich der Verbind-
lichkeiten auf ihn über; die Haftung für die 
Verbindlichkeiten beschränkt sich auf das 
übergegangene Vermögen. Wenn die über-
gegangenen Vermögenswerte den Barwert 
der Ansprüche und Anwartschaften gegen 
den Träger der Insolvenzsicherung über-
steigen, hat dieser den übersteigenden Teil 
entsprechend der Satzung der Unterstüt-
zungskasse zu verwenden. Bei einer Un-
terstützungskasse mit mehreren Trägerun-
ternehmen hat der Träger der Insolvenzsi-
cherung einen Anspruch gegen die Unter-
stützungskasse auf einen Betrag, der dem 
Teil des Vermögens der Kasse entspricht, 
der auf das Unternehmen entfällt, bei dem 
der Sicherungsfall eingetreten ist. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn der Siche-
rungsfall auf den in § 7 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2 
genannten Gründen beruht, es sei denn, 
daß das Trägerunternehmen seine Betrieb-
stätigkeit nach Eintritt des Sicherungsfall 
nicht fortsetzt und aufgelöst wird (Liquidati-
onsvergleich). 

(3) Ist der Träger der Insolvenzsiche-
rung zu Leistungen verpflichtet, die ohne 
den Eintritt des Sicherungsfalls eine Unter-
stützungskasse erbringen würde, geht de-
ren Vermögen einschließlich der Verbind-
lichkeiten auf ihn über; die Haftung für die 
Verbindlichkeiten beschränkt sich auf das 
übergegangene Vermögen. Wenn die über-
gegangenen Vermögenswerte den Barwert 
der Ansprüche und Anwartschaften gegen 
den Träger der Insolvenzsicherung über-
steigen, hat dieser den übersteigenden Teil 
entsprechend der Satzung der Unterstüt-
zungskasse zu verwenden. Bei einer Un-
terstützungskasse mit mehreren Trägerun-
ternehmen hat der Träger der Insolvenzsi-
cherung einen Anspruch gegen die Unter-
stützungskasse auf den Teil des Vermö-
gens der Kasse, der auf das Unternehmen 
entfällt, bei dem der Sicherungsfall einge-
treten ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, 
wenn der Sicherungsfall auf den in § 7 Abs. 
1 Satz 4 Nr. 2 genannten Gründen beruht, 
es sei denn, daß das Trägerunternehmen 
seine Betriebstätigkeit nach Eintritt des Si-
cherungsfall nicht fortsetzt und aufgelöst 
wird (Liquidationsvergleich). 
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(3a) Hat die Pensionskasse nach 
§ 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Kenntnis 
über den Sicherungsfall bei einem Arbeit-
geber erlangt, dessen Versorgungszusage 
von ihr durchgeführt wird, hat sie dies und 
die Auswirkungen des Sicherungsfalls auf 
die Pensionskasse der Aufsichtsbehörde 
und dem Träger der Insolvenzsicherung 
unverzüglich mitzuteilen. Sind bei der Pen-
sionskasse vor Eintritt des Sicherungsfalls 
garantierte Leistungen gekürzt worden 
oder liegen der Aufsichtsbehörde Informati-
onen vor, die eine dauerhafte Verschlech-
terung der finanziellen Lage der Pensions-
kasse wegen der Insolvenz des Arbeitge-
bers erwarten lassen, entscheidet die Auf-
sichtsbehörde nach Anhörung des Trägers 
der Insolvenzsicherung und der Pensions-
kasse nach pflichtgemäßem Ermessen, ob 
das dem Arbeitgeber zuzuordnende Ver-
mögen der Pensionskasse einschließlich 
der Verbindlichkeiten auf den Träger der 
Insolvenzsicherung übertragen werden soll. 
Die Aufsichtsbehörde teilt ihre Entschei-
dung dem Träger der Insolvenzsicherung 
und der Pensionskasse mit. Die Übertra-
gungsanordnung kann mit Nebenbestim-
mungen versehen werden. Absatz 3 Satz 1 
zweiter Halbsatz gilt entsprechend. Der 
Träger der Insolvenzsicherung kann nach 
Anhörung der Aufsichtsbehörde der Pensi-
onskasse Finanzmittel zur Verfügung stel-
len. Werden nach Eintritt des Sicherungs-
falls von der Pensionskasse garantierte 
Leistungen gekürzt, gelten die Sätze 2 bis 
6 entsprechend. 

u n v e r ä n d e r t  

(3b) Absatz 3a gilt entsprechend 
für den Pensionsfonds. Abweichend von 
Absatz 3a Satz 2 hat die Aufsichtsbehörde 
bei nicht versicherungsförmigen Pensions-
plänen stets das dem Arbeitgeber zuzuord-
nende Vermögen einschließlich der Ver-
bindlichkeiten auf den Träger der Insol-
venzsicherung zu übertragen. 

(3b) Bei versicherungsförmi-
gen Pensionsplänen von Pensionsfonds 
gilt Absatz 3a, bei nicht versicherungs-
förmigen Pensionsplänen von Pensi-
onsfonds gilt Absatz 3 entsprechend. 
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(4) In einem Insolvenzplan, der die 
Fortführung des Unternehmens oder eines 
Betriebes vorsieht, ist für den Träger der 
Insolvenzsicherung eine besondere 
Gruppe zu bilden, sofern er hierauf nicht 
verzichtet. Sofern im Insolvenzplan nichts 
anderes vorgesehen ist, kann der Träger 
der Insolvenzsicherung, wenn innerhalb 
von drei Jahren nach der Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens ein Antrag auf Eröff-
nung eines neuen Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen des Arbeitgebers ge-
stellt wird, in diesem Verfahren als Insol-
venzgläubiger Erstattung der von ihm er-
brachten Leistungen verlangen. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) Dem Träger der Insolvenzsiche-
rung steht gegen den Beschluß, durch den 
das Insolvenzverfahren eröffnet wird, die 
sofortige Beschwerde zu. 

u n v e r ä n d e r t  

§ 10 § 10 

Beitragspflicht und Beitragsbemessung Beitragspflicht und Beitragsbemessung 

(1) Die Mittel für die Durchführung der 
Insolvenzsicherung werden auf Grund öf-
fentlich-rechtlicher Verpflichtung durch Bei-
träge aller Arbeitgeber aufgebracht, die 
Leistungen der betrieblichen Altersversor-
gung unmittelbar zugesagt haben, eine be-
triebliche Altersversorgung über eine Un-
terstützungskasse, eine Direktversicherung 
der in § 7 Abs. 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 
1 Nr. 2 bezeichneten Art, einen Pensions-
fonds oder eine Pensionskasse nach § 7 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 durchführen. 
Der Versorgungsträger kann die Beiträge 
für den Arbeitgeber übernehmen. 

u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die Beiträge müssen den Barwert 
der im laufenden Kalenderjahr entstehen-
den Ansprüche auf Leistungen der Insol-
venzsicherung decken zuzüglich eines Be-
trages für die aufgrund eingetretener Insol-
venzen zu sichernden Anwartschaften, der 
sich aus dem Unterschied der Barwerte 
dieser Anwartschaften am Ende des Kalen-
derjahres und am Ende des Vorjahres be-
misst. Der Rechnungszinsfuß bei der Be-
rechnung des Barwerts der Ansprüche auf 
Leistungen der Insolvenzsicherung be-
stimmt sich nach § 235 Absatz 1 Nummer 
4 des Versicherungsaufsichtsgesetzes; so-
weit keine Übertragung nach § 8 Abs. 1 
stattfindet, ist der Rechnungszinsfuß bei 
der Berechnung des Barwerts der Anwart-
schaften um ein Drittel höher. Darüber hin-
aus müssen die Beiträge die im gleichen 
Zeitraum entstehenden Verwaltungskosten 
und sonstigen Kosten, die mit der Gewäh-
rung der Leistungen zusammenhängen, 
und die Zuführung zu einem von der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht festgesetzten Ausgleichsfonds de-
cken; § 193 des Versicherungsaufsichtsge-
setzes bleibt unberührt. Auf die am Ende 
des Kalenderjahres fälligen Beiträge kön-
nen Vorschüsse erhoben werden. In Jah-
ren, in denen sich außergewöhnlich hohe 
Beiträge ergeben würden, kann zu deren 
Ermäßigung der Ausgleichsfonds in einem 
von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht zu genehmigenden Umfang 
herangezogen werden; außerdem können 
die nach den Sätzen 1 bis 3 erforderlichen 
Beiträge auf das laufende und die bis zu 
vier folgenden Kalenderjahre verteilt wer-
den. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Die nach Absatz 2 erforderlichen 
Beiträge werden auf die Arbeitgeber nach 
Maßgabe der nachfolgenden Beträge um-
gelegt, soweit sie sich auf die laufenden 
Versorgungsleistungen und die nach § 1b 
unverfallbaren Versorgungsanwartschaften 
beziehen (Beitragsbemessungsgrundlage); 
diese Beträge sind festzustellen auf den 
Schluß des Wirtschaftsjahrs des Arbeitge-
bers, das im abgelaufenen Kalenderjahr 
geendet hat:  

u n v e r ä n d e r t  
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1. Bei Arbeitgebern, die Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung unmit-
telbar zugesagt haben, ist Beitragsbe-
messungsgrundlage der Teilwert der 
Pensionsverpflichtung (§ 6a Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes). 

u n v e r ä n d e r t  

2. Bei Arbeitgebern, die eine betriebliche 
Altersversorgung über eine Direktversi-
cherung mit widerruflichem Bezugs-
recht durchführen, ist Beitragsbemes-
sungsgrundlage das geschäftsplanmä-
ßige Deckungskapital oder, soweit die 
Berechnung des Deckungskapitals 
nicht zum Geschäftsplan gehört, die 
Deckungsrückstellung. Für Versiche-
rungen, bei denen der Versicherungs-
fall bereits eingetreten ist, und für Ver-
sicherungsanwartschaften, für die ein 
unwiderrufliches Bezugsrecht einge-
räumt ist, ist das Deckungskapital oder 
die Deckungsrückstellung nur insoweit 
zu berücksichtigen, als die Versiche-
rungen abgetreten oder beliehen sind. 

u n v e r ä n d e r t  

3. Bei Arbeitgebern, die eine betriebliche 
Altersversorgung über eine Unterstüt-
zungskasse durchführen, ist Beitrags-
bemessungsgrundlage das Deckungs-
kapital für die laufenden Leistungen (§ 
4d Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a des Ein-
kommensteuergesetzes) zuzüglich des 
Zwanzigfachen der nach § 4d Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b Satz 1 des Einkom-
mensteuergesetzes errechneten jährli-
chen Zuwendungen für Leistungsan-
wärter im Sinne von § 4d Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe b Satz 2 des Einkommen-
steuergesetzes. 

u n v e r ä n d e r t  

4. Bei Arbeitgebern, die eine betriebliche 
Altersversorgung über einen Pensions-
fonds oder eine Pensionskasse nach § 
7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 durchfüh-
ren, ist Beitragsbemessungsgrundlage  

u n v e r ä n d e r t  
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a) für unverfallbare Anwartschaften 
auf lebenslange Altersleistungen 
die Höhe der jährlichen Versor-
gungsleistung, die im Versor-
gungsfall, spätestens zum Zeit-
punkt des Erreichens der Regelal-
tersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, erreicht wer-
den kann, bei ausschließlich le-
benslangen Invaliditäts- oder le-
benslangen Hinterbliebenenleis-
tungen jeweils ein Viertel dieses 
Wertes; bei Kapitalleistungen gel-
ten 10 Prozent der Kapitalleistung, 
bei Auszahlungsplänen 10 Prozent 
der Ratensumme zuzüglich des 
Restkapitals als Höhe der lebens-
langen jährlichen Versorgungsleis-
tung, 

u n v e r ä n d e r t  

b) für lebenslang laufende Versor-
gungsleistungen 20 Prozent des 
nach Anlage 1 Spalte 2 zu § 4d 
Absatz 1 des Einkommensteuer-
gesetzes berechneten Deckungs-
kapitals; bei befristeten Versor-
gungsleistungen gelten 10 Prozent 
des Produktes aus maximal mögli-
cher Restlaufzeit in vollen Jahren 
und der Höhe der jährlichen lau-
fenden Leistung, bei Auszahlungs-
plänen 10 Prozent der zukünftigen 
Ratensumme zuzüglich des Rest-
kapitals als Höhe der lebenslan-
gen jährlichen Versorgungsleis-
tung. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Aus den Beitragsbescheiden des 
Trägers der Insolvenzsicherung findet die 
Zwangsvollstreckung in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften der Zivilpro-
zeßordnung statt. Die vollstreckbare Aus-
fertigung erteilt der Träger der Insolvenzsi-
cherung. 

u n v e r ä n d e r t  

 (5) Der Träger der Insolvenzsiche-
rung kann seine Beitragsbescheide voll-
ständig durch automatische Einrichtun-
gen erlassen, sofern weder ein Ermes-
sen noch ein Beurteilungsspielraum be-
steht. 
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§ 11 § 11 

Melde-, Auskunfts- und Mitteilungs-
pflichten 

Melde-, Auskunfts- und Mitteilungs-
pflichten 

(1) Der Arbeitgeber hat dem Träger 
der Insolvenzsicherung eine betriebliche 
Altersversorgung nach § 1b Abs. 1 bis 4 für 
seine Arbeitnehmer innerhalb von 3 Mona-
ten nach Erteilung der unmittelbaren Ver-
sorgungszusage, dem Abschluß einer Di-
rektversicherung, der Errichtung einer Un-
terstützungskasse, eines Pensionsfonds 
oder einer Pensionskasse nach § 7 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 3 mitzuteilen. Der Arbeit-
geber, der sonstige Träger der Versorgung, 
der Insolvenzverwalter und die nach § 7 
Berechtigten sind verpflichtet, dem Träger 
der Insolvenzsicherung alle Auskünfte zu 
erteilen, die zur Durchführung der Vor-
schriften dieses Abschnitts erforderlich 
sind, sowie Unterlagen vorzulegen, aus de-
nen die erforderlichen Angaben ersichtlich 
sind. 

(1) Der Arbeitgeber hat dem Träger 
der Insolvenzsicherung eine betriebliche 
Altersversorgung nach § 1b Abs. 1 bis 4 für 
seine Arbeitnehmer innerhalb von 3 Mona-
ten nach Erteilung der unmittelbaren Ver-
sorgungszusage, dem Abschluß einer Di-
rektversicherung, der Errichtung einer Un-
terstützungskasse, eines Pensionsfonds 
oder einer Pensionskasse nach § 7 Absatz 
1 Satz 2 Nummer 3 mitzuteilen. Der Arbeit-
geber, der sonstige Träger der Versorgung, 
der Insolvenzverwalter und die nach § 7 
Berechtigten sind verpflichtet, dem Träger 
der Insolvenzsicherung alle Auskünfte zu 
erteilen, die zur Durchführung der Vor-
schriften dieses Abschnitts erforderlich 
sind, sowie Unterlagen vorzulegen, aus de-
nen die erforderlichen Angaben ersichtlich 
sind. Enthält die Auskunft des Arbeitge-
bers keine oder eine unrichtige Be-
triebsnummer, kann der Träger der In-
solvenzsicherung diese von der Bunde-
sagentur für Arbeit anfordern und verar-
beiten, soweit dies für die Erfüllung sei-
ner Aufgaben nach diesem Abschnitt er-
forderlich ist. Reichen die von dem nach 
§ 7 Berechtigten vorgelegten Unterlagen 
für die Feststellung der Leistungen nicht 
aus, kann der Träger der Insolvenz-si-
cherung die zur Feststellung der Leis-
tungen erforderlichen Daten von den 
Trägern der gesetzlichen Rentenversi-
cherung anfordern und verarbeiten, so-
weit dies für die Erfüllung seiner Aufga-
ben nach diesem Abschnitt erforderlich 
ist. 
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(2) Ein beitragspflichtiger Arbeitgeber 
hat dem Träger der Insolvenzsicherung 
spätestens bis zum 30. September eines 
jeden Kalenderjahrs die Höhe des nach § 
10 Abs. 3 für die Bemessung des Beitrages 
maßgebenden Betrages bei unmittelbaren 
Versorgungszusagen auf Grund eines ver-
sicherungsmathematischen Gutachtens, 
bei Direktversicherungen auf Grund einer 
Bescheinigung des Versicherers und bei 
Unterstützungskassen, Pensionsfonds und 
Pensionskassen auf Grund einer nachprüf-
baren Berechnung mitzuteilen. Der Arbeit-
geber hat die in Satz 1 bezeichneten Unter-
lagen mindestens 6 Jahre aufzubewahren. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Insolvenzverwalter hat dem 
Träger der Insolvenzsicherung die Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens, Namen und 
Anschriften der Versorgungsempfänger 
und die Höhe ihrer Versorgung nach § 7 
unverzüglich mitzuteilen. Er hat zugleich 
Namen und Anschriften der Personen, die 
bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine 
nach § 1 unverfallbare Versorgungsanwart-
schaft haben, sowie die Höhe ihrer Anwart-
schaft nach § 7 mitzuteilen. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Arbeitgeber, der sonstige Trä-
ger der Versorgung und die nach § 7 Be-
rechtigten sind verpflichtet, dem Insolvenz-
verwalter Auskünfte über alle Tatsachen zu 
erteilen, auf die sich die Mitteilungspflicht 
nach Absatz 3 bezieht. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) In den Fällen, in denen ein Insol-
venzverfahren nicht eröffnet wird (§ 7 Abs. 
1 Satz 4) oder nach § 207 der Insolvenzor-
dnung eingestellt worden ist, sind die 
Pflichten des Insolvenzverwalters nach Ab-
satz 3 vom Arbeitgeber oder dem sonsti-
gen Träger der Versorgung zu erfüllen. 

u n v e r ä n d e r t  
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(6) Kammern und andere Zusammen-
schlüsse von Unternehmern oder anderen 
selbständigen Berufstätigen, die als Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts errich-
tet sind, ferner Verbände und andere Zu-
sammenschlüsse, denen Unternehmer 
oder andere selbständige Berufstätige kraft 
Gesetzes angehören oder anzugehören 
haben, haben den Träger der Insolvenzsi-
cherung bei der Ermittlung der nach § 10 
beitragspflichtigen Arbeitgeber zu unter-
stützen. Die Aufsichtsbehörden haben auf 
Anfrage dem Träger der Insolvenzsiche-
rung die unter ihrer Aufsicht stehenden 
Pensionskassen mitzuteilen. 

u n v e r ä n d e r t  

(6a) Ist bei einem Arbeitgeber, 
dessen Versorgungszusage von einer Pen-
sionskasse oder einem Pensionsfonds 
durchgeführt wird, der Sicherungsfall ein-
getreten, muss die Pensionskasse oder der 
Pensionsfonds dem Träger der Insolvenzsi-
cherung beschlossene Änderungen von 
Versorgungsleistungen unverzüglich mittei-
len. 

u n v e r ä n d e r t  

(7) Die nach den Absätzen 1 bis 3 
und 5 zu Mitteilungen und Auskünften und 
die nach Absatz 6 zur Unterstützung Ver-
pflichteten haben die vom Träger der Insol-
venzsicherung vorgesehenen Vordrucke 
und technischen Verfahren zu verwenden. 

u n v e r ä n d e r t  

(8) Zur Sicherung der vollständigen 
Erfassung der nach § 10 beitragspflichtigen 
Arbeitgeber können die Finanzämter dem 
Träger der Insolvenzsicherung mitteilen, 
welche Arbeitgeber für die Beitragspflicht in 
Betracht kommen. Die Bundesregierung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates das Nä-
here zu bestimmen und Einzelheiten des 
Verfahrens zu regeln. 

u n v e r ä n d e r t  
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S i e b t e r  A b s c h n i t t  S i e b t e r  A b s c h n i t t  

B e t r i e b l i c h e  A l t e r s v e r s o r -
g u n g  u n d  T a r i f v e r t r a g  

B e t r i e b l i c h e  A l t e r s v e r s o r -
g u n g  u n d  T a r i f v e r t r a g  

Unterabschnitt 1 Unterabschnitt 1 

Tariföffnung; Optionssysteme Tariföffnung; Optionssysteme 

§ 20 § 20 

Tarifvertrag und Entgeltumwandlung; 
Optionssysteme 

Tarifvertrag und Entgeltumwandlung; 
Optionssysteme 

(1) Soweit Entgeltansprüche auf ei-
nem Tarifvertrag beruhen, kann für diese 
eine Entgeltumwandlung nur vorgenom-
men werden, soweit dies durch Tarifvertrag 
vorgesehen oder durch Tarifvertrag zuge-
lassen ist. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) In einem Tarifvertrag oder auf 
Grund eines Tarifvertrages in einer Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung kann gere-
gelt werden, dass der Arbeitgeber für alle 
Arbeitnehmer oder für eine Gruppe von Ar-
beitnehmern des Unternehmens oder ein-
zelner Betriebe eine automatische Entgelt-
umwandlung einführt, gegen die der Arbeit-
nehmer ein Widerspruchsrecht hat (Opti-
onssystem). Das Angebot des Arbeitgebers 
auf Entgeltumwandlung gilt als vom Arbeit-
nehmer angenommen, wenn er nicht wider-
sprochen hat und das Angebot  

u n v e r ä n d e r t  

1. in Textform und mindestens drei Mo-
nate vor der ersten Fälligkeit des um-
zuwandelnden Entgelts gemacht wor-
den ist und 

u n v e r ä n d e r t  

2. deutlich darauf hinweist,  u n v e r ä n d e r t  

a) welcher Betrag und welcher Ver-
gütungsbestandteil umgewandelt 
werden sollen und 

u n v e r ä n d e r t  
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b) dass der Arbeitnehmer ohne An-
gabe von Gründen innerhalb einer 
Frist von mindestens einem Monat 
nach dem Zugang des Angebots 
widersprechen und die Entgeltum-
wandlung mit einer Frist von 
höchstens einem Monat beenden 
kann. 

u n v e r ä n d e r t  

Nichttarifgebundene Arbeitgeber können 
ein einschlägiges tarifvertragliches Opti-
onssystem anwenden oder auf Grund ei-
nes einschlägigen Tarifvertrages durch Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung die Einfüh-
rung eines Optionssystems regeln; Satz 2 
gilt entsprechend. 

u n v e r ä n d e r t  

 (3) Ein Optionssystem nach Absatz 
2 kann auch ohne tarifvertragliche 
Grundlage in einer Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung geregelt werden, 
wenn der Arbeitgeber mindestens 20 
Prozent des umgewandelten Entgelts 
als Arbeitgeberzuschuss hinzugibt; der 
Anspruch aus § 1a Absatz 1a ist damit 
abgegolten. 

Unterabschnitt 2 Unterabschnitt 2 

Tarifvertrag und reine Beitragszusage Tarifvertrag und reine Beitragszusage 

§ 21 § 21 

Tarifvertragsparteien Tarifvertragsparteien; Sozialpartnermo-
dell 

(1) Vereinbaren die Tarifvertragspar-
teien eine betriebliche Altersversorgung in 
Form der reinen Beitragszusage, müssen 
sie sich an deren Durchführung und Steue-
rung beteiligen. 

(1) Vereinbaren die Tarifvertragspar-
teien eine betriebliche Altersversorgung in 
Form der reinen Beitragszusage, müssen 
sie sich an deren Durchführung und Steue-
rung beteiligen (Sozialpartnermodell). 
Eine mangelhafte Beteiligung führt nicht 
zur Unwirksamkeit der reinen Beitrags-
zusage. Die Beteiligungspflicht nach 
Satz 1 entfällt, wenn ein Tarifvertrag vor-
sieht, die Organisations- und Durchfüh-
rungsstrukturen eines bestehenden So-
zialpartnermodells zu nutzen. 



 - 20 - Bearbeitungsstand: 24.06.2024  11:22 

 

bisheriges Recht neues Recht 

(2) Die Tarifvertragsparteien sollen im 
Rahmen von Tarifverträgen nach Absatz 1 
bereits bestehende Betriebsrentensysteme 
angemessen berücksichtigen. Die Tarifver-
tragsparteien müssen insbesondere prüfen, 
ob auf der Grundlage einer Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung oder, wenn ein Be-
triebs- oder Personalrat nicht besteht, 
durch schriftliche Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, tarifvertrag-
lich vereinbarte Beiträge für eine reine Bei-
tragszusage für eine andere nach diesem 
Gesetz zulässige Zusageart verwendet 
werden dürfen. 

(aufgehoben) 

(3) Die Tarifvertragsparteien sollen 
nichttarifgebundenen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern den Zugang zur durchführen-
den Versorgungseinrichtung nicht verweh-
ren. Der durchführenden Versorgungsein-
richtung dürfen im Hinblick auf die Auf-
nahme und Verwaltung von Arbeitnehmern 
nichttarifgebundener Arbeitgeber keine 
sachlich unbegründeten Vorgaben ge-
macht werden. 

(aufgehoben) 

(4) Wird eine reine Beitragszusage 
über eine Direktversicherung durchgeführt, 
kann eine gemeinsame Einrichtung nach § 
4 des Tarifvertragsgesetzes als Versiche-
rungsnehmer an die Stelle des Arbeitge-
bers treten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 22 § 22 

Arbeitnehmer und Versorgungseinrich-
tung 

Arbeitnehmer und Versorgungseinrich-
tung 

(1) Bei einer reinen Beitragszusage 
hat der Pensionsfonds, die Pensionskasse 
oder die Direktversicherung dem Versor-
gungsempfänger auf der Grundlage des 
planmäßig zuzurechnenden Versorgungs-
kapitals laufende Leistungen der betriebli-
chen Altersversorgung zu erbringen. Die 
Höhe der Leistungen darf nicht garantiert 
werden. 

u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die auf den gezahlten Beiträgen 
beruhende Anwartschaft auf Altersrente ist 
sofort unverfallbar. Die Erträge der Versor-
gungseinrichtung müssen auch dem aus-
geschiedenen Arbeitnehmer zugutekom-
men. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Arbeitnehmer hat gegenüber 
der Versorgungseinrichtung das Recht,  

u n v e r ä n d e r t  

1. nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses 

1. nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses oder bei einem Wechsel des 
Sozialpartnermodells 

a) die Versorgung mit eigenen Beiträ-
gen fortzusetzen oder 

u n v e r ä n d e r t  

b) innerhalb eines Jahres das gebil-
dete Versorgungskapital auf die 
neue Versorgungseinrichtung, an 
die Beiträge auf der Grundlage ei-
ner reinen Beitragszusage gezahlt 
werden, zu übertragen, 

u n v e r ä n d e r t  

2. entsprechend § 4a Auskunft zu verlan-
gen und 

u n v e r ä n d e r t  

3. entsprechend § 6 vorzeitige Altersleis-
tungen in Anspruch zu nehmen. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Die bei der Versorgungseinrich-
tung bestehende Anwartschaft ist nicht 
übertragbar, nicht beleihbar und nicht ver-
äußerbar. Sie darf vorbehaltlich des Satzes 
3 nicht vorzeitig verwertet werden. Die Ver-
sorgungseinrichtung kann Anwartschaften 
und laufende Leistungen bis zu der Wert-
grenze in § 3 Absatz 2 Satz 1 abfinden; § 3 
Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Die bei der Versorgungseinrich-
tung bestehende Anwartschaft ist nicht 
übertragbar, nicht beleihbar und nicht ver-
äußerbar. Sie darf vorbehaltlich des Satzes 
3 nicht vorzeitig verwertet werden. Die Ver-
sorgungseinrichtung kann Anwartschaf-
ten und laufende Leistungen mit Zustim-
mung der Tarifvertragsparteien abfin-
den; § 3 Absatz 2 Satz 3 gilt entspre-
chend. 

(5) Für die Verjährung der Ansprüche 
gilt § 18a entsprechend. 

u n v e r ä n d e r t  
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§ 24 § 24 

Nichttarifgebundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 

Teilnahme Dritter an Sozialpartnermo-
dellen 

Nichttarifgebundene Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer können die Anwendung der 
einschlägigen tariflichen Regelung verein-
baren. 

(1) Nichttarifgebundene Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer können die An-
wendung einer einschlägigen tariflichen 
Regelung über ein Sozialpartnermodell 
mit Zustimmung der das Sozialpartner-
modell tragenden Tarifvertragsparteien 
vereinbaren. 

 (2) Die Anwendung einer nicht ein-
schlägigen tariflichen Regelung über ein 
Sozialpartnermodell können Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer mit Zustimmung der 
das Sozialpartnermodell tragenden Ta-
rifvertragsparteien vereinbaren, wenn 

 1. ein für das Arbeitsverhältnis ein-
schlägiger Tarifvertrag dies eröffnet 
oder 

 2. die das Sozialpartnermodell tra-
gende Gewerkschaft nach ihrer Sat-
zung für das Arbeitsverhältnis tarif-
zuständig ist. 

 (3) Arbeitnehmer, die bei Tarifver-
tragsparteien beschäftigt sind, die einen 
Tarifvertrag über ein Sozialpartnermo-
dell abgeschlossen haben, können mit 
ihrem Arbeitgeber die Teilnahme an 
dem Sozialpartnermodell vereinbaren. 

 (4) Die das Sozialpartnermodell tra-
genden Tarifvertragsparteien können 
Dritte an den Kosten, die ihnen im Zu-
sammenhang mit der Durchführung und 
Steuerung des Sozialpartnermodells 
entstehen, angemessen beteiligen. Die 
Tarifvertragsparteien können die Kos-
tenbeteiligung auch über die Beiträge 
und Leistungen der durchführenden 
Versorgungseinrichtung erheben las-
sen; an eine entsprechende Entschei-
dung ist die durchführende Versor-
gungseinrichtung bei der Kalkulation 
der Beiträge und Leistungen gebunden. 
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Einkommensteuergesetz Einkommensteuergesetz 

( - EStG) 
vom: 16.10.1934 - zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 27.3.2024 

I Nr. 108 

( - EStG) 
vom: 16.10.1934 - zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 27.3.2024 

I Nr. 108 

I I .  I I .  

E i n k o m m e n  E i n k o m m e n  

2 .  2 .  

S t e u e r f r e i e  E i n n a h m e n  S t e u e r f r e i e  E i n n a h m e n  

§ 3 § 3 

Steuerfrei sind  u n v e r ä n d e r t  

55c. Übertragungen von Altersvorsorgever-
mögen im Sinne des § 92 auf einen 
anderen auf den Namen des Steuer-
pflichtigen lautenden Altersvorsorge-
vertrag (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
10 Buchstabe b des Altersvorsorgever-
träge-Zertifizierungsgesetzes), soweit 
die Leistungen zu steuerpflichtigen 
Einkünften nach § 22 Nummer 5 füh-
ren würden.2 Dies gilt entsprechend  

u n v e r ä n d e r t  
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a) wenn Anwartschaften aus einer 
betrieblichen Altersversorgung, die 
über einen Pensionsfonds, eine 
Pensionskasse oder ein Unterneh-
men der Lebensversicherung (Di-
rektversicherung) durchgeführt 
wird, lediglich auf einen anderen 
Träger einer betrieblichen Alters-
versorgung in Form eines Pensi-
onsfonds, einer Pensionskasse 
oder eines Unternehmens der Le-
bensversicherung (Direktversiche-
rung) übertragen werden, soweit 
keine Zahlungen unmittelbar an 
den Arbeitnehmer erfolgen, 

u n v e r ä n d e r t  

b) wenn Anwartschaften der betriebli-
chen Altersversorgung abgefun-
den werden, soweit das Altersvor-
sorgevermögen zugunsten eines 
auf den Namen des Steuerpflichti-
gen lautenden Altersvorsorgever-
trages geleistet wird, 

b) wenn Anwartschaften der betriebli-
chen Altersversorgung abgefun-
den werden, soweit das Altersvor-
sorgevermögen zugunsten eines 
auf den Namen des Steuerpflichti-
gen lautenden Altersvorsorgever-
trages geleistet wird, und in den 
Fällen des § 3 Absatz 2a des Be-
triebsrentengesetzes, 
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X I I .  X I I .  

F ö r d e r b e t r a g  z u r  b e t r i e b -
l i c h e n  A l t e r s v e r s o r g u n g  

F ö r d e r b e t r a g  z u r  b e t r i e b -
l i c h e n  A l t e r s v e r s o r g u n g  

§ 100 § 100 

Förderbetrag zur betrieblichen Alters-
versorgung 

Förderbetrag zur betrieblichen Alters-
versorgung 

(1) 1Arbeitgeber im Sinne des § 38 
Absatz 1 dürfen vom Gesamtbetrag der 
einzubehaltenden Lohnsteuer für jeden Ar-
beitnehmer mit einem ersten Dienstverhält-
nis einen Teilbetrag des Arbeitgeberbei-
trags zur kapitalgedeckten betrieblichen Al-
tersversorgung (Förderbetrag) entnehmen 
und bei der nächsten Lohnsteuer-Anmel-
dung gesondert absetzen. 2Übersteigt der 
insgesamt zu gewährende Förderbetrag 
den Betrag, der insgesamt an Lohnsteuer 
abzuführen ist, so wird der übersteigende 
Betrag dem Arbeitgeber auf Antrag von 
dem Finanzamt, an das die Lohnsteuer ab-
zuführen ist, aus den Einnahmen der Lohn-
steuer ersetzt. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) 1Der Förderbetrag beträgt im Ka-
lenderjahr 30 Prozent des zusätzlichen Ar-
beitgeberbeitrags nach Absatz 3, höchs-
tens 288 Euro. 2In Fällen, in denen der Ar-
beitgeber bereits im Jahr 2016 einen zu-
sätzlichen Arbeitgeberbeitrag an einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder 
für eine Direktversicherung geleistet hat, ist 
der jeweilige Förderbetrag auf den Betrag 
beschränkt, den der Arbeitgeber darüber 
hinaus leistet. 

(2) 1Der Förderbetrag beträgt im Ka-
lenderjahr 30 Prozent des zusätzlichen Ar-
beitgeberbeitrags nach Absatz 3, höchs-
tens 360 Euro. 2In Fällen, in denen der Ar-
beitgeber bereits im Jahr 2016 einen zu-
sätzlichen Arbeitgeberbeitrag an einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder 
für eine Direktversicherung geleistet hat, ist 
der jeweilige Förderbetrag auf den Betrag 
beschränkt, den der Arbeitgeber darüber 
hinaus leistet. 

(3) Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme des Förderbetrags nach den Absät-
zen 1 und 2 ist, dass  

u n v e r ä n d e r t  

1. der Arbeitslohn des Arbeitnehmers im 
Lohnzahlungszeitraum, für den der 
Förderbetrag geltend gemacht wird, im 
Inland dem Lohnsteuerabzug unter-
liegt; 

u n v e r ä n d e r t  
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2. der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn im Kalenderjahr mindes-
tens einen Betrag in Höhe von 240 
Euro an einen Pensionsfonds, eine 
Pensionskasse oder für eine Direktver-
sicherung zahlt; 

u n v e r ä n d e r t  

3. im Zeitpunkt der Beitragsleistung der 
laufende Arbeitslohn (§ 39b Absatz 2 
Satz 1 und 2), der pauschal besteuerte 
Arbeitslohn (§ 40a Absatz 1 und 3) 
oder das pauschal besteuerte Arbeits-
entgelt (§ 40a Absatz 2 und 2a) nicht 
mehr beträgt als  

3. im Zeitpunkt der Beitragsleistung 
der laufende Arbeitslohn (§ 39b Ab-
satz 2 Satz 1 und 2), der pauschal 
besteuerte Arbeitslohn (§ 40a Ab-
satz 1 und 3) oder das pauschal be-
steuerte Arbeitsentgelt (§ 40a Ab-
satz 2 und 2a) bei einem monatli-
chen Lohnzahlungszeitraum nicht 
mehr beträgt als 3 Prozent der Bei-
tragsbemessungsgrenze in der all-
gemeinen Rentenversicherung; 
diese Arbeitslohngrenze ist bei ei-
nem täglichen Lohnzahlungszeit-
raum mit 1/30, bei einem wöchentli-
chen Lohnzahlungszeitraum mit 
7/30 und bei einem jährlichen Lohn-
zahlungszeitraum mit 12 zu verviel-
fältigen; 

a) 85,84 Euro bei einem täglichen 
Lohnzahlungszeitraum, 

b) 600,84 Euro bei einem wöchentli-
chen Lohnzahlungszeitraum, 

c) 2 575 Euro bei einem monatlichen 
Lohnzahlungszeitraum oder 

d) 30 900 Euro bei einem jährlichen 
Lohnzahlungszeitraum; 

4. eine Auszahlung der zugesagten Al-
ters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebe-
nenversorgungsleistungen entspre-
chend § 82 Absatz 2 Satz 2 vorgese-
hen ist; 

u n v e r ä n d e r t  

5. sichergestellt ist, dass von den Beiträ-
gen jeweils derselbe prozentuale Anteil 
zur Deckung der Vertriebskosten her-
angezogen wird; der Prozentsatz kann 
angepasst werden, wenn die Kalkulati-
onsgrundlagen geändert werden, darf 
die ursprüngliche Höhe aber nicht 
überschreiten. 

u n v e r ä n d e r t  
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(4) 1Für die Inanspruchnahme des 
Förderbetrags sind die Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Beitragsleistung maßgeblich; 
spätere Änderungen der Verhältnisse sind 
unbeachtlich. 2Abweichend davon sind die 
für den Arbeitnehmer nach Absatz 1 gel-
tend gemachten Förderbeträge zurückzu-
gewähren, wenn eine Anwartschaft auf 
Leistungen aus einer nach Absatz 1 geför-
derten betrieblichen Altersversorgung spä-
ter verfällt und sich daraus eine Rückzah-
lung an den Arbeitgeber ergibt. 3Der För-
derbetrag ist nur zurückzugewähren, so-
weit er auf den Rückzahlungsbetrag ent-
fällt. 4Der Förderbetrag ist in der Lohn-
steuer-Anmeldung für den Lohnzahlungs-
zeitraum, in dem die Rückzahlung zufließt, 
der an das Betriebsstättenfinanzamt abzu-
führenden Lohnsteuer hinzuzurechnen. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) Für den Förderbetrag gelten ent-
sprechend:  

u n v e r ä n d e r t  

1. die §§ 41, 41a, 42e, 42f und 42g, u n v e r ä n d e r t  

2. die für Steuervergütungen geltenden 
Vorschriften der Abgabenordnung mit 
Ausnahme des § 163 der Abgabenord-
nung und 

u n v e r ä n d e r t  

3. die §§ 195 bis 203 der Abgabenord-
nung, die Strafvorschriften des § 370 
Absatz 1 bis 4, der §§ 371, 375 Absatz 
1 und des § 376, die Bußgeldvorschrif-
ten der §§ 378, 379 Absatz 1 und 4 
und der §§ 383 und 384 der Abgaben-
ordnung, die §§ 385 bis 408 für das 
Strafverfahren und die §§ 409 bis 412 
der Abgabenordnung für das Bußgeld-
verfahren. 

u n v e r ä n d e r t  

(6) 1Der Arbeitgeberbeitrag im Sinne 
des Absatzes 3 Nummer 2 ist steuerfrei, 
soweit er im Kalenderjahr 960 Euro nicht 
übersteigt. 2Die Steuerfreistellung des § 3 
Nummer 63 bleibt hiervon unberührt. 

(6) 1Der Arbeitgeberbeitrag im Sinne 
des Absatzes 3 Nummer 2 ist steuerfrei, 
soweit er im Kalenderjahr 1 200 Euro nicht 
übersteigt. 2Die Steuerfreistellung des § 3 
Nummer 63 bleibt hiervon unberührt. 
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Gesetz über die Beaufsichti-
gung der Versicherungsunter-

nehmen 

Gesetz über die Beaufsichti-
gung der Versicherungsunter-

nehmen 

(Versicherungsaufsichtsgesetz 
- VAG 2016) 

vom: 01.04.2015 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 31 G v. 

11.12.2023 I Nr. 354 
Änderung durch Art. 3 G v. 

11.4.2024 I Nr. 119 ist berück-
sichtigt 

(Versicherungsaufsichtsgesetz 
- VAG 2016) 

vom: 01.04.2015 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 31 G v. 

11.12.2023 I Nr. 354 
Änderung durch Art. 3 G v. 

11.4.2024 I Nr. 119 ist berück-
sichtigt 

T e i l  2  T e i l  2  

V o r s c h r i f t e n  f ü r  d i e  
E r s t v e r s i c h e r u n g  u n d  
d i e  R ü c k v e r s i c h e r u n g  

V o r s c h r i f t e n  f ü r  d i e  
E r s t v e r s i c h e r u n g  u n d  
d i e  R ü c k v e r s i c h e r u n g  

Kapitel 2 Kapitel 2 

Finanzielle Ausstattung Finanzielle Ausstattung 

A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  

A n l a g e n ;  S i c h e r u n g s v e r -
m ö g e n  

A n l a g e n ;  S i c h e r u n g s v e r -
m ö g e n  

§ 129 § 129 

Sicherstellung des Sicherungsvermö-
gens 

Sicherstellung des Sicherungsvermö-
gens 

(1) Das Sicherungsvermögen ist so si-
cherzustellen, dass nur mit Zustimmung 
des Treuhänders darüber verfügt werden 
kann. 

u n v e r ä n d e r t  
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(2) Der Treuhänder hat insbesondere 
die Bestände des Sicherungsvermögens 
unter Mitverschluss des Versicherungsun-
ternehmens zu verwahren. Der Treuhänder 
darf einen Sicherungsvermögenswert nur 
herausgeben, wenn die übrigen Werte zur 
Bedeckung des Mindestumfangs des Si-
cherungsvermögens gemäß § 125 Absatz 
2 ausreichen oder das Versicherungsunter-
nehmen Zug um Zug eine anderweitige Be-
deckung des Sicherungsvermögens stellt. 
Ist das Versicherungsunternehmen zur 
Herausgabe einer Urkunde verpflichtet, 
muss der Treuhänder der Herausgabe zu-
stimmen, auch wenn die in Satz 2 genann-
ten Voraussetzungen nicht vorliegen; § 127 
Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden. 
Benötigt das Versicherungsunternehmen 
eine Urkunde zum vorübergehenden Ge-
brauch, so hat der Treuhänder sie heraus-
zugeben, ohne dass das Versicherungsun-
ternehmen verpflichtet ist, eine anderwei-
tige Bedeckung zu stellen. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Treuhänder kann einer Verfü-
gung nur schriftlich zustimmen; soll ein Ge-
genstand im Vermögensverzeichnis ge-
löscht werden, so genügt es, dass der 
Treuhänder neben oder unter den Lö-
schungsvermerk seinen Namen schreibt. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Treuhänder kann jederzeit die 
Bücher und Schriften des Versicherungs-
unternehmens einsehen, soweit sie sich 
auf das Sicherungsvermögen beziehen. 

(4) Der Treuhänder kann jederzeit die 
elektronischen und schriftlichen Unter-
lagen des Versicherungsunternehmens 
einsehen, soweit sie sich auf das Siche-
rungsvermögen beziehen. 
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Kapitel 5 Kapitel 5 

Kleine Versicherungsunternehmen 
und Sterbekassen 

Kleine Versicherungsunternehmen 
und Sterbekassen 

A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  

K l e i n e  V e r s i c h e r u n g s u n -
t e r n e h m e n  

K l e i n e  V e r s i c h e r u n g s u n -
t e r n e h m e n  

§ 214 § 214 

Eigenmittel Eigenmittel 

(1) In die Ermittlung der Eigenmittel 
gehen ein  

u n v e r ä n d e r t  

6. Kapital, das in Form von Wertpapieren 
mit unbestimmter Laufzeit aufgenom-
men worden ist, nach Maßgabe der 
Absätze 4 und 5, 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Kapital im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 Nummer 6 ist den Eigenmitteln nur 
zuzurechnen, wenn  

u n v e r ä n d e r t  

1. die Forderungen aller nicht nachrangi-
gen Gläubiger den Forderungen des 
Inhabers des Wertpapiers vorgehen, 

u n v e r ä n d e r t  

2. es unter keinen Umständen auf Verlan-
gen des Gläubigers zurückgezahlt wer-
den muss, 

u n v e r ä n d e r t  

3. es nur mit Zustimmung der Aufsicht zu-
rückgezahlt werden kann, 

3. es nur mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde zurückgezahlt werden kann, 

4. der Emissionsvertrag dem Versiche-
rungsunternehmen jederzeit erlaubt, 
Zinszahlungen aufzuschieben, und 

u n v e r ä n d e r t  

5. nach den Ausgabebedingungen neben 
dem eingezahlten Kapital auch nicht 
gezahlte Zinsen an einem Verlust teil-
nehmen, ohne das Versicherungsun-
ternehmen in der Fortsetzung seiner 
Tätigkeit einzuschränken. 

u n v e r ä n d e r t  
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Beabsichtigt das Versicherungsunterneh-
men die Rückzahlung des Kapitals, hat es 
die Aufsichtsbehörde mindestens sechs 
Monate vor dem gewählten Rückzahlungs-
termin um Zustimmung zu bitten. 

u n v e r ä n d e r t  

T e i l  4  T e i l  4  

E i n r i c h t u n g e n  d e r  b e -
t r i e b l i c h e n  A l t e r s v e r s o r -

g u n g  

E i n r i c h t u n g e n  d e r  b e -
t r i e b l i c h e n  A l t e r s v e r s o r -

g u n g  

Kapitel 1 Kapitel 1 

Pensionskassen Pensionskassen 

A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  

A b g r e n z u n g  z u  a n d e r e n  
L e b e n s v e r s i c h e r u n g s u n -

t e r n e h m e n  

A b g r e n z u n g  z u  a n d e r e n  
L e b e n s v e r s i c h e r u n g s u n -

t e r n e h m e n  

§ 232 § 232 

Pensionskassen Pensionskassen 

(1) Eine Pensionskasse ist ein recht-
lich selbständiges Lebensversicherungsun-
ternehmen, dessen Zweck die Absicherung 
wegfallenden Erwerbseinkommens wegen 
Alters, Invalidität oder Todes ist und das  

u n v e r ä n d e r t  

1. das Versicherungsgeschäft im Wege 
des Kapitaldeckungsverfahrens be-
treibt, 

u n v e r ä n d e r t  
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2. Leistungen grundsätzlich erst ab dem 
Zeitpunkt des Wegfalls des Erwerbs-
einkommens vorsieht; soweit das Er-
werbseinkommen teilweise wegfällt, 
können die allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen anteilige Leistun-
gen vorsehen, 

2. Leistungen grundsätzlich erst ab dem 
Zeitpunkt des Wegfalls des Erwerbs-
einkommens oder der Inanspruch-
nahme einer Vollrente nach § 42 Ab-
satz 1 des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch gewährt, wobei die All-
gemeinen Versicherungsbedingun-
gen vorsehen können, dass Leistun-
gen bereits dann erbracht werden, 
wenn das Erwerbseinkommen teil-
weise weggefallen ist oder eine Teil-
rente nach § 42 Absatz 1 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch bezo-
gen wird, 

3. Leistungen im Todesfall nur an Hinter-
bliebene erbringen darf, wobei für 
Dritte ein Sterbegeld begrenzt auf die 
Höhe der gewöhnlichen Bestattungs-
kosten vereinbart werden kann, und 

u n v e r ä n d e r t  

4. der versicherten Person einen eigenen 
Anspruch auf Leistung gegen die Pen-
sionskasse einräumt oder Leistungen 
als Rückdeckungsversicherung er-
bringt. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Pensionskassen dürfen nur Erst-
versicherungsgeschäft betreiben. Ihnen 
kann die Erlaubnis ausschließlich in den 
Versicherungssparten nach Anlage 1 Num-
mer 19, 21 und 24 erteilt werden. 

u n v e r ä n d e r t  

§ 234 § 234 

Besonderheiten der Geschäftstätigkeit, 
die nicht die Geschäftsorganisation be-

treffen 

Besonderheiten der Geschäftstätigkeit, 
die nicht die Geschäftsorganisation be-

treffen 

(1) Für Pensionskassen gilt § 341k 
des Handelsgesetzbuchs; § 36 Absatz 2 
findet keine Anwendung. § 1 Absatz 2 Satz 
4, § 35 Absatz 2, § 37 Absatz 2, die §§ 40 
bis 42 und 48 Absatz 2a, die §§ 52 bis 56, 
141 Absatz 5 Satz 2 und § 144 gelten 
nicht. 

(1) Für Pensionskassen gilt § 341k 
des Handelsgesetzbuchs; § 36 Absatz 2 
findet keine Anwendung. § 1 Absatz 2 Satz 
4, § 35 Absatz 2, § 37 Absatz 2, die §§ 40 
bis 42 und 48 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 
2a, die §§ 52 bis 56, 141 Absatz 5 Satz 2 
und § 144 gelten nicht. 
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A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  

B e s o n d e r h e i t e n  i n  B e z u g  
a u f  d i e  f i n a n z i e l l e  A u s -

s t a t t u n g  

B e s o n d e r h e i t e n  i n  B e z u g  
a u f  d i e  f i n a n z i e l l e  A u s -

s t a t t u n g  

§ 234j § 234j 

Besondere Vorschriften zum Siche-
rungsvermögen 

Besondere Vorschriften zum Siche-
rungsvermögen 

(1) Das Sicherungsvermögen darf nur 
angelegt werden in  

u n v e r ä n d e r t  

1. den Anlageformen, die in § 215 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 genannt sind, 
und 

u n v e r ä n d e r t  

2. sonstigen Anlagen, die nach der 
Rechtsverordnung zu § 235 Absatz 1 
Nummer 10 zugelassen sind. 

u n v e r ä n d e r t  

Darüber hinaus darf das Sicherungsvermö-
gen nur angelegt werden, soweit dies die 
Aufsichtsbehörde bei Vorliegen außerge-
wöhnlicher Umstände im Einzelfall auf An-
trag vorübergehend gestattet. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) § 125 Absatz 1 Satz 2 und 3 und § 
131 sind nicht anzuwenden. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Pensionskassen haben über ihre 
gesamten Vermögensanlagen, aufgeglie-
dert in Neuanlagen und Bestände, zu be-
richten. Die Pflichten nach § 126 Absatz 2 
bleiben unberührt. 

u n v e r ä n d e r t  

 (4) Entgegen § 127 Absatz 1 Satz 1 
ist eine vorübergehende Unterdeckung 
des Sicherungsvermögens zulässig, 
wenn 

 1. die Satzung eine Bestimmung ent-
hält, die eine Unterdeckung gestat-
tet, 

 2. die Unterdeckung 10 Prozent des 
Mindestumfangs des Sicherungs-
vermögens nach § 125 Absatz 2 
nicht übersteigt und 
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 3. die Pensionskasse mit einem oder 
mehreren Arbeitgebern oder Dritten 
einen Sicherungsvermögensplan 
nach Absatz 5 vereinbart hat und 
der Sicherungsvermögensplan von 
der Aufsichtsbehörde genehmigt ist. 

 Eine Bestimmung nach Satz 1 Nummer 
1 kann nur dann in die Satzung aufge-
nommen werden, wenn diese eine Vor-
schrift enthält, nach der Versicherungs-
ansprüche gekürzt werden dürfen. Die 
Bestimmung kann bestandswirksam in 
die Satzung aufgenommen werden.  

 (5) Ein Plan zur Wiederherstellung 
der Bedeckung des Mindestumfangs 
des Sicherungsvermögens und zur Si-
cherstellung der Solvabilität (Siche-
rungsvermögensplan) muss darlegen, 
wie nach Eintritt einer Unterdeckung 

 1. die Bedeckung des Mindestumfangs 
des Sicherungsvermögens inner-
halb eines angemessenen Zeit-
raums, der 10 Jahre nicht über-
schreiten darf, erreicht werden soll 
und  

 2. sichergestellt wird, dass die Solva-
bilitäts- und die Mindestkapitalan-
forderung stets eingehalten werden. 

 Außerdem muss der Sicherungsvermö-
gensplan eine rechtsverbindliche Zu-
sage der beteiligten Arbeitgeber und 
Dritten enthalten, dass sie die zur 
Durchführung des Sicherungsvermö-
gensplans erforderlichen finanziellen 
Mittel zur Verfügung stellen. Bei der Er-
stellung des Sicherungsvermögens-
plans ist die besondere Situation der 
Pensionskasse zu berücksichtigen, ins-
besondere die Struktur ihrer Aktiva und 
Passiva, ihr Risikoprofil, ihr Liquiditäts-
plan, das Altersprofil der Versicherten 
sowie gegebenenfalls die Tatsache, 
dass es sich um ein neu geschaffenes 
System handelt. Der Sicherungsvermö-
gensplan bedarf der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. 
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 (6) Die Pensionskasse hat einen 
bestehenden Sicherungsvermögensplan 
mindestens jährlich zu überprüfen. 
Stellt sie fest, dass seine Durchführung 
gefährdet sein könnte, unterrichtet sie 
unverzüglich die Aufsichtsbehörde. 
Nach Eintritt einer Unterdeckung teilt 
sie der Aufsichtsbehörde mit, wie hoch 
die Unterdeckung ist sowie an welchen 
Stichtagen und in welcher Höhe Zahlun-
gen der beteiligten Arbeitgeber und Drit-
ten erfolgen, und sie berichtet regelmä-
ßig über den Stand der Wiederherstel-
lung der Bedeckung. 

 (7) Führt die Pensionskasse Ver-
sorgungszusagen durch, die vom Versi-
cherungsschutz des § 7 des Betriebs-
rentengesetzes erfasst sind, hat sie dem 
Träger der Insolvenzsicherung einen 
vereinbarten Sicherungsvermögensplan 
unverzüglich zur Kenntnis zu geben. 

 (8) Die Aufsichtsbehörde kann ins-
besondere dann eine Änderung des Si-
cherungsvermögensplans verlangen 
oder dessen Genehmigung widerrufen, 
wenn die Erfüllbarkeit der Verpflichtun-
gen der Pensionskasse nicht mehr als 
auf Dauer gewährleistet angesehen wer-
den kann oder nicht länger die An-
nahme gerechtfertigt ist, dass die Solva-
bilitäts- und die Mindestkapitalanforde-
rung stets eingehalten werden. 

Kapitel 2 Kapitel 2 

Pensionsfonds Pensionsfonds 

§ 236 § 236 

Pensionsfonds Pensionsfonds 

(1) Ein Pensionsfonds im Sinne die-
ses Gesetzes ist eine rechtsfähige Versor-
gungseinrichtung, die  

u n v e r ä n d e r t  
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1. im Wege des Kapitaldeckungsverfah-
rens Leistungen der betrieblichen Al-
tersversorgung für einen oder mehrere 
Arbeitgeber zugunsten von Arbeitneh-
mern erbringt, 

u n v e r ä n d e r t  

2. die Höhe der Leistungen oder die 
Höhe der für diese Leistungen zu ent-
richtenden künftigen Beiträge nicht für 
alle vorgesehenen Leistungsfälle durch 
versicherungsförmige Garantien zusa-
gen darf, 

u n v e r ä n d e r t  

3. den Arbeitnehmern einen eigenen An-
spruch auf Leistung gegen den Pensi-
onsfonds einräumt und 

u n v e r ä n d e r t  

4. verpflichtet ist, die Altersversorgungs-
leistung als lebenslange Zahlung oder 
als Einmalkapitalzahlung zu erbringen. 

4. verpflichtet ist, die Altersversorgungs-
leistung als lebenslange Zahlung, in 
Form von Ratenzahlungen oder als 
Einmalkapitalzahlung zu erbringen. 

Eine lebenslange Zahlung im Sinne des 
Satzes 1 Nummer 4 kann mit einem teilwei-
sen oder vollständigen Kapitalwahlrecht 
verbunden werden. Pensionsfonds dürfen 
auch Sterbegeldzahlungen an Hinterblie-
bene erbringen, wobei das Sterbegeld be-
grenzt ist auf die Höhe der gewöhnlichen 
Bestattungskosten. 

Eine lebenslange Zahlung im Sinne des 
Satzes 1 Nummer 4 kann mit einem teilwei-
sen oder vollständigen Kapitalwahlrecht 
verbunden werden; die Auszahlung des 
Kapitals kann als Einmalkapitalzahlung 
oder in Form von Ratenzahlungen vor-
gesehen werden. Pensionsfonds dürfen 
auch Sterbegeldzahlungen an Hinterblie-
bene erbringen, wobei das Sterbegeld be-
grenzt ist auf die Höhe der gewöhnlichen 
Bestattungskosten. 

(2) Pensionsfonds können Altersver-
sorgungsleistungen abweichend von Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 erbringen, solange 
Beitragszahlungen durch den Arbeitgeber 
auch in der Rentenbezugszeit vorgesehen 
sind. Ein fester Termin für das Zahlungs-
ende darf nicht vorgesehen werden. Satz 1 
gilt nicht für Zusagen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 Nummer 2 des Betriebsrentengeset-
zes. 

(2) Pensionsfonds können Altersver-
sorgungsleistungen abweichend von Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 erbringen, solange 
Beitragszahlungen durch den Arbeitgeber 
auch in der Rentenbezugszeit oder wäh-
rend des Bezugs von Ratenzahlungen 
vorgesehen sind. Ein fester Termin für das 
Ende der Beitragszahlungen darf nicht 
vorgesehen werden. Satz 1 gilt nicht für 
Zusagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Num-
mer 2 des Betriebsrentengesetzes. 

(3) Bei Zusagen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 Nummer 2 des Betriebsrentengeset-
zes können Pensionsfonds lebenslange 
Zahlungen als Altersversorgungsleistungen 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 
4 erbringen, wenn  

u n v e r ä n d e r t  
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1. die zuständigen Tarifvertragsparteien 
zustimmen, 

u n v e r ä n d e r t  

2. der Pensionsplan eine lebenslange 
Zahlung sowie eine Mindesthöhe die-
ser lebenslangen Zahlung (Mindest-
höhe) zur Auszahlung des nach § 1 
Absatz 2 Nummer 2 des Betriebsren-
tengesetzes zur Verfügung zu stellen-
den Versorgungskapitals vorsieht, 

u n v e r ä n d e r t  

3. eine planmäßige Verwendung dieses 
Versorgungskapitals sowie der darauf 
entfallenden Zinsen und Erträge für 
laufende Leistungen festgelegt ist und 

u n v e r ä n d e r t  

4. der Pensionsfonds die Zusage des Ar-
beitgebers nachweist, selbst für die Er-
bringung der Mindesthöhe einzu-
stehen, und die Zustimmung der Tarif-
vertragsparteien nach Nummer 1 der 
Aufsichtsbehörde vorlegt. 

u n v e r ä n d e r t  

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Räumt 
der Pensionsplan dem Versorgungsbe-
rechtigten das Recht ein, die Leistung in 
Ratenzahlungen anstelle einer lebens-
langen Zahlung zu erhalten, sind die 
Sätze 1 und 2 entsprechend auf Raten-
zahlungen anzuwenden. Dabei werden 
die Ratenzahlungen wie die lebenslan-
gen Zahlungen ermittelt, wobei in Bar-
werten die Zahlungsströme der Raten-
zahlungen angesetzt werden. Die Be-
rechnung der Leistungen und ihrer Min-
desthöhe nach Satz 1 Nummer 2 wird 
getrennt für die Gruppe der Bezieher ei-
ner lebenslangen Zahlung und für die 
Gruppe der Empfänger von Ratenzah-
lungen durchgeführt. 

(4) Als Arbeitnehmer im Sinne dieser 
Vorschrift gelten auch ehemalige Arbeit-
nehmer sowie die unter § 17 Absatz 1 Satz 
2 des Betriebsrentengesetzes fallenden 
Personen. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) Pensionsfonds bedürfen zum Ge-
schäftsbetrieb der Erlaubnis der Aufsichts-
behörde. 

u n v e r ä n d e r t  
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(6) Das Bundesministerium der Finan-
zen wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung im Fall des Absatzes 3 nähere Best-
immungen zu erlassen zu  

u n v e r ä n d e r t  

1. einer Auszahlungsbegrenzung des 
Pensionsfonds für den Fall, dass der 
Arbeitgeber die Mindesthöhe zu erbrin-
gen hat, 

u n v e r ä n d e r t  

2. Vorschriften für die Ermittlung und An-
passung der lebenslangen Zahlung so-
wie für die Ermittlung der Mindesthöhe, 

u n v e r ä n d e r t  

3. Form und Inhalt der Zusage des Ar-
beitgebers, selbst für die Erbringung 
der Mindesthöhe einzustehen, sowie 
des Nachweises dieser Zusage. 

u n v e r ä n d e r t  

Die Ermächtigung kann durch Rechtsver-
ordnung auf die Bundesanstalt übertragen 
werden. Diese erlässt die Vorschriften im 
Benehmen mit den Versicherungsauf-
sichtsbehörden der Länder. Rechtsverord-
nungen nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

u n v e r ä n d e r t  

§ 237 § 237 

Anzuwendende Vorschriften Anzuwendende Vorschriften 

(1) Für Pensionsfonds gelten die auf 
Lebensversicherungsunternehmen, die 
Pensionskassen sind, anwendbaren Vor-
schriften entsprechend, soweit dieser Teil 
keine abweichenden Regelungen enthält. 
Dabei treten  

u n v e r ä n d e r t  

1. die Pensionspläne an die Stelle der all-
gemeinen Versicherungsbedingungen, 

u n v e r ä n d e r t  

2. die Belange der Versorgungsanwärter 
und Versorgungsempfänger an die 
Stelle der Belange der Versicherten, 

u n v e r ä n d e r t  

3. die Versorgungsverhältnisse an die 
Stelle der Versicherungsverhältnisse. 

u n v e r ä n d e r t  

Pensionspläne sind die im Rahmen des 
Geschäftsplans ausgestalteten Bedingun-
gen zur planmäßigen Leistungserbringung 
im Versorgungsfall. 

u n v e r ä n d e r t  
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(2) Nicht anwendbar sind § 8 Absatz 
2, § 10 Absatz 4, § 13 Absatz 2, § 125 Ab-
satz 5 und 6, § 139 Absatz 3 und 4, die §§ 
210, 232 und 233, 234 Absatz 3 Satz 1, 2 
und 4 sowie Absatz 5 und 6, die §§ 234i 
und 234j Absatz 1, die §§ 235 und 312 Ab-
satz 4 Satz 1, 3 und 4 sowie Absatz 5 Satz 
2 und § 313. 

(2) Nicht anwendbar sind § 8 Absatz 
2, § 10 Absatz 4, § 13 Absatz 2, § 125 Ab-
satz 5 und 6, § 139 Absatz 3 und 4, die §§ 
210, 232 und 233, 234 Absatz 3 Satz 1, 2 
und 4 sowie Absatz 5 bis 7, die §§ 234i 
und 234j Absatz 1 und 4 bis 8, die §§ 235 
und 312 Absatz 4 Satz 1, 3 und 4 sowie 
Absatz 5 Satz 2 und § 313. 

(3) Die Erlaubnis zum Geschäftsbe-
trieb darf nur Aktiengesellschaften ein-
schließlich der Europäischen Gesellschaft 
und Pensionsfondsvereinen auf Gegensei-
tigkeit erteilt werden. Auf Pensionsfonds-
vereine sind die Vorschriften über Versi-
cherungsvereine auf Gegenseitigkeit ent-
sprechend anzuwenden, soweit nichts an-
deres bestimmt ist. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) In § 140 Absatz 2 tritt die auf 
Grund des § 240 Satz 1 Nummer 7 erlas-
sene Rechtsverordnung an die Stelle der 
auf Grund des § 145 Absatz 2 erlassenen 
Rechtsverordnung. In § 141 Absatz 5 Satz 
1 Nummer 1 und 2 treten die Grundsätze 
der auf Grund des § 240 Satz 1 Nummer 
10 bis 12 erlassenen Rechtsverordnung an 
die Stelle der Grundsätze der auf Grund 
des § 88 Absatz 3 erlassenen Rechtsver-
ordnung. 

u n v e r ä n d e r t  

§ 240 § 240 

Verordnungsermächtigung Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Finanzen 
wird ermächtigt, für Pensionsfonds, die 
nicht der Aufsicht durch die Aufsichtsbehör-
den der Länder unterliegen, durch Rechts-
verordnung Vorschriften zu erlassen über  

u n v e r ä n d e r t  
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8. Anlagegrundsätze qualitativer und 
quantitativer Art für das Sicherungsver-
mögen ergänzend zu § 124 Absatz 1 
Satz 1 und 2 Nummer 1 Buchstabe a, 
Nummer 2, 3, 5 bis 8 sowie § 234h Ab-
satz 1 bis 3, um die Kongruenz und die 
dauernde Erfüllbarkeit des jeweiligen 
Pensionsplans sicherzustellen, wobei 
die Anlageformen des § 215 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 bis 7 sowie weitere 
durch diese Verordnung zugelassene 
Anlageformen sowie die Festlegungen 
im Pensionsplan hinsichtlich des Anla-
gerisikos und des Trägers dieses Risi-
kos zu berücksichtigen sind, sowie 
über Beschränkungen von Anlagen 
beim Trägerunternehmen; Artikel 18 
der Richtlinie 2003/41/EG ist zu beach-
ten; 

8. Anlagegrundsätze qualitativer und 
quantitativer Art für das Sicherungsver-
mögen ergänzend zu § 124 Absatz 1 
Satz 1 und 2 Nummer 1 Buchstabe a, 
Nummer 2, 3, 5 bis 8 sowie § 234h Ab-
satz 1 bis 3, um die Kongruenz und die 
dauernde Erfüllbarkeit des jeweiligen 
Pensionsplans sicherzustellen, wobei 
die Anlageformen des § 215 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 bis 7 sowie weitere 
durch diese Verordnung zugelassene 
Anlageformen sowie die Festlegungen 
im Pensionsplan hinsichtlich des Anla-
gerisikos und des Trägers dieses Risi-
kos zu berücksichtigen sind, sowie 
über Beschränkungen von Anlagen 
beim Trägerunternehmen. 

Kapitel 3 Kapitel 3 

Grenzüberschreitende Geschäftstä-
tigkeit von Einrichtungen der betrieb-
lichen Altersversorgung und grenz-
überschreitende Übertragung von 

Beständen 

Grenzüberschreitende Geschäftstä-
tigkeit von Einrichtungen der betrieb-
lichen Altersversorgung und grenz-
überschreitende Übertragung von 

Beständen 

§ 242 § 242 

Grenzüberschreitende Geschäftstätig-
keit von Pensionskassen und Pensions-

fonds 

Grenzüberschreitende Geschäftstätig-
keit von Pensionskassen und Pensions-

fonds 

(1) Pensionskassen und Pensions-
fonds haben ihre Absicht, für ein Trägerun-
ternehmen die betriebliche Altersversor-
gung im Wege der grenzüberschreitenden 
Geschäftstätigkeit durchzuführen, der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen. Dabei haben 
sie anzugeben  

u n v e r ä n d e r t  

1. den Tätigkeitsstaat, u n v e r ä n d e r t  

2. Name und Standort der Hauptverwal-
tung des Trägerunternehmens und 

u n v e r ä n d e r t  
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3. die Hauptmerkmale des Altersversor-
gungssystems, das für das Trägerun-
ternehmen betrieben werden soll. 

u n v e r ä n d e r t  

Die Aufsichtsbehörde prüft, ob die beab-
sichtigte Geschäftstätigkeit rechtlich zuläs-
sig ist und ob die Verwaltungsstruktur, die 
Finanzlage sowie die Zuverlässigkeit und 
die fachliche Eignung der Geschäftsleiter 
der beabsichtigten grenzüberschreitenden 
Geschäftstätigkeit angemessen sind. Sie 
kann verlangen, dass für das zu betrei-
bende Altersversorgungssystem ein geson-
dertes Sicherungsvermögen einzurichten 
ist. Auf die grenzüberschreitende Ge-
schäftstätigkeit einer Pensionskasse ist § 
232 Absatz 1 Nummer 2 und 3 nicht anzu-
wenden. Im Fall eines Pensionsfonds sind 
§ 236 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 und 
Satz 2 sowie Absatz 2 und § 239 Absatz 3 
und 4 nicht anzuwenden. 

Die Aufsichtsbehörde prüft, ob die beab-
sichtigte Geschäftstätigkeit rechtlich zuläs-
sig ist und ob die Verwaltungsstruktur, die 
Finanzlage sowie die Zuverlässigkeit und 
die fachliche Eignung der Geschäftsleiter 
der beabsichtigten grenzüberschreitenden 
Geschäftstätigkeit angemessen sind. Sie 
kann verlangen, dass für das zu betrei-
bende Altersversorgungssystem ein geson-
dertes Sicherungsvermögen einzurichten 
ist. Auf die grenzüberschreitende Ge-
schäftstätigkeit einer Pensionskasse ist § 
232 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sowie § 
234j Absatz 4 bis 8 nicht anzuwenden. Im 
Fall eines Pensionsfonds sind § 236 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 und Satz 2 
sowie Absatz 2 und § 239 Absatz 3 und 4 
nicht anzuwenden. 

(2) Sobald die Anzeige nach Absatz 1 
Satz 1 und 2 vollständig vorliegt, entschei-
det die Aufsichtsbehörde innerhalb von drei 
Monaten, ob die Anforderungen nach Ab-
satz 1 Satz 3 erfüllt sind. Sind die Anforde-
rungen erfüllt, übermittelt sie die Angaben 
nach Absatz 1 Satz 2 den zuständigen Be-
hörden des Tätigkeitsstaats und teilt der 
Pensionskasse oder dem Pensionsfonds 
mit, dass diese Behörden informiert wur-
den. Andernfalls untersagt sie der Pensi-
onskasse oder dem Pensionsfonds die Auf-
nahme der grenzüberschreitenden Ge-
schäftstätigkeit. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Im Fall des Absatzes 2 Satz 2 
übermittelt die Aufsichtsbehörde der Pensi-
onskasse oder dem Pensionsfonds die von 
den zuständigen Behörden des Tätigkeits-
staats erteilten Informationen über  

u n v e r ä n d e r t  

1. die einschlägigen arbeits- und sozial-
rechtlichen Vorschriften im Bereich der 
betrieblichen Altersversorgung, die bei 
der Durchführung des für das Träger-
unternehmen betriebenen Altersversor-
gungssystems einzuhalten sind, sowie 

u n v e r ä n d e r t  
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2. die Vorschriften des Tätigkeitsstaats, 
die nach Titel IV der Richtlinie (EU) 
2016/2341 erlassen worden sind. 

u n v e r ä n d e r t  

Pensionskassen und Pensionsfonds sind 
berechtigt, die grenzüberschreitende Ge-
schäftstätigkeit im Einklang mit den in Satz 
1 Nummer 1 und 2 genannten Vorschriften 
aufzunehmen, sobald ihnen die Mitteilung 
der Aufsichtsbehörde nach Satz 1 vorliegt, 
spätestens aber sechs Wochen, nachdem 
sie die Mitteilung nach Absatz 2 Satz 2 er-
halten haben. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Wird die Aufsichtsbehörde von 
den zuständigen Behörden des Tätigkeits-
staats über wesentliche Änderungen der in 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 genann-
ten Vorschriften benachrichtigt, hat sie 
diese Informationen an die Pensionskasse 
oder an den Pensionsfonds weiterzuleiten. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Aufsichtsbehörde trifft in Ab-
stimmung mit den zuständigen Behörden 
des Tätigkeitsstaats die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 
Pensionskasse oder der Pensionsfonds die 
von den zuständigen Behörden des Tätig-
keitsstaats festgestellten Verstöße gegen 
die in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 ge-
nannten Vorschriften unterbindet. Die Auf-
sichtsbehörde kann die grenzüberschrei-
tende Geschäftstätigkeit untersagen oder 
einschränken, wenn die Pensionskasse 
oder der Pensionsfonds die Anforderungen 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 nicht ein-
hält. 

u n v e r ä n d e r t  

(6) Bei Pensionskassen und Pensi-
onsfonds, die der Landesaufsicht unterlie-
gen, informiert die zuständige Landesauf-
sichtsbehörde die Bundesanstalt über eine 
Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 und 2. Die 
Bundesanstalt unterstützt die Landesauf-
sichtsbehörde auf Anforderung bei der 
Durchführung des Verfahrens nach den 
Absätzen 2 und 3 und bei der Durchfüh-
rung von Maßnahmen nach Absatz 5. 

u n v e r ä n d e r t  
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(7) Die Aufsichtsbehörde informiert 
die Europäische Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die betriebliche 
Altersversorgung darüber, in welchen Mit-
glied- und Vertragsstaaten die Pensions-
kasse oder der Pensionsfonds grenzüber-
schreitend tätig ist. Sie teilt ihr Änderungen 
dieser Angaben laufend mit. 

u n v e r ä n d e r t  

T e i l  5  T e i l  5  

G r u p p e n  G r u p p e n  

Kapitel 1 Kapitel 1 

Beaufsichtigung von Versicherungs-
unternehmen in einer Gruppe 

Beaufsichtigung von Versicherungs-
unternehmen in einer Gruppe 

§ 247 § 247 

Oberstes Mutterunternehmen auf Ebene 
der Mitglied- oder Vertragsstaaten 

Oberstes Mutterunternehmen auf Ebene 
der Mitglied- oder Vertragsstaaten 

(1) Ist das in § 245 Absatz 2 Nummer 
1 genannte beteiligte Versicherungsunter-
nehmen oder die in § 245 Absatz 2 Num-
mer 2 genannte Versicherungs-Holdingge-
sellschaft oder gemischte Finanzholding-
Gesellschaft selbst Tochterunternehmen 
eines anderen Versicherungsunterneh-
mens oder einer anderen Versicherungs-
Holdinggesellschaft oder gemischten Fi-
nanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem 
Mitglied- oder Vertragsstaat, so sind die §§ 
250 bis 287 sowie 293 Absatz 1, § 298 Ab-
satz 1 und 2, § 305 Absatz 1 Nummer 1 
und § 306 Absatz 1 Nummer 1 nur auf 
Ebene der obersten Muttergesellschaft an-
zuwenden, die ein Versicherungsunterneh-
men oder eine Versicherungs-Holdingge-
sellschaft oder eine gemischte Finanzhol-
ding-Gesellschaft mit Sitz in einem Mit-
glied- oder Vertragsstaat ist. 

(1) Ist das in § 245 Absatz 2 Nummer 
1 genannte beteiligte Versicherungsunter-
nehmen oder die in § 245 Absatz 2 Num-
mer 2 genannte Versicherungs-Holdingge-
sellschaft oder gemischte Finanzholding-
Gesellschaft selbst Tochterunternehmen 
eines anderen Versicherungsunterneh-
mens oder einer anderen Versicherungs-
Holdinggesellschaft oder gemischten Fi-
nanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem 
Mitglied- oder Vertragsstaat, so sind die §§ 
250 bis 287 sowie 293 Absatz 1, § 298 Ab-
satz 1 und 2, § 305 Absatz 1 Nummer 1 
und § 306 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nur 
auf Ebene der obersten Muttergesellschaft 
anzuwenden, die ein Versicherungsunter-
nehmen oder eine Versicherungs-Holding-
gesellschaft oder eine gemischte Finanz-
holding-Gesellschaft mit Sitz in einem Mit-
glied- oder Vertragsstaat ist. 
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(2) Ist die in Absatz 1 genannte 
oberste Muttergesellschaft, die ein Versi-
cherungsunternehmen oder eine Versiche-
rungs-Holdinggesellschaft oder eine ge-
mischte Finanzholding-Gesellschaft mit 
Sitz in einem Mitglied- oder Vertragsstaat 
ist, Tochterunternehmen eines Unterneh-
mens, das nach Artikel 5 Absatz 2 der 
Richtlinie 2002/87/EG einer zusätzlichen 
Beaufsichtigung unterliegt, so kann die 
Gruppenaufsichtsbehörde nach Konsulta-
tion der anderen betroffenen Aufsichtsbe-
hörden auf der Ebene dieses obersten Mut-
terunternehmens von der Überwachung 
der Risikokonzentration gemäß § 273, der 
Überwachung der gruppeninternen Trans-
aktionen gemäß § 274 oder von beidem 
absehen. 

u n v e r ä n d e r t  
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§ 248 § 248 

Oberstes Mutterunternehmen auf natio-
naler Ebene 

Oberstes Mutterunternehmen auf natio-
naler Ebene 

(1) Hat das in § 245 Absatz 2 Num-
mer 1 genannte beteiligte Versicherungs-
unter-nehmen oder die in § 245 Absatz 2 
Nummer 2 genannte Versicherungs-Hol-
dinggesellschaft oder gemischte Finanzhol-
ding-Gesellschaft seinen oder ihren Sitz im 
Inland und hat das in § 247 genannte 
oberste Mutterunternehmen seinen Sitz in 
einem an-deren Mitglied- oder Vertrags-
staat, so kann die Aufsichtsbehörde nach 
Konsultation der Gruppenaufsichtsbehörde 
und dieses obersten Mutterunternehmens 
anordnen, dass das auf nationaler Ebene 
oberste Mutterversicherungsunternehmen 
oder die auf nationaler Ebene oberste Mut-
tergesellschaft, die eine Versicherungs-
Holdinggesellschaft oder eine gemischte 
Finanzholding-Gesellschaft ist, der Grup-
penaufsicht unterliegt. Die Aufsichtsbe-
hörde begründet ihre Entscheidung in die-
sem Fall sowohl gegenüber der Gruppen-
aufsichtsbehörde als auch gegenüber dem 
obersten Mutterunternehmen auf Ebene 
der Mit-glied- oder Vertragsstaaten. Die 
Gruppenaufsichtsbehörde unterrichtet das 
Aufsichtskollegium (§ 283) gemäß Artikel 
248 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2009/138/EG. Vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 6 sind die §§ 250 bis 287 sowie § 293 
Absatz 1, § 298 Absatz 1 und 2, § 305 Ab-
satz 1 Nummer 1 und § 306 Absatz 1 Num-
mer 1 entsprechend anzuwenden. 

(1) Hat das in § 245 Absatz 2 Num-
mer 1 genannte beteiligte Versicherungs-
unter-nehmen oder die in § 245 Absatz 2 
Nummer 2 genannte Versicherungs-Hol-
dinggesellschaft oder gemischte Finanzhol-
ding-Gesellschaft seinen oder ihren Sitz im 
Inland und hat das in § 247 genannte 
oberste Mutterunternehmen seinen Sitz in 
einem an-deren Mitglied- oder Vertrags-
staat, so kann die Aufsichtsbehörde nach 
Konsultation der Gruppenaufsichtsbehörde 
und dieses obersten Mutterunternehmens 
anordnen, dass das auf nationaler Ebene 
oberste Mutterversicherungsunternehmen 
oder die auf nationaler Ebene oberste Mut-
tergesellschaft, die eine Versicherungs-
Holdinggesellschaft oder eine gemischte 
Finanzholding-Gesellschaft ist, der Grup-
penaufsicht unterliegt. Die Aufsichtsbe-
hörde begründet ihre Entscheidung in die-
sem Fall sowohl gegenüber der Gruppen-
aufsichtsbehörde als auch gegenüber dem 
obersten Mutterunternehmen auf Ebene 
der Mit-glied- oder Vertragsstaaten. Die 
Gruppenaufsichtsbehörde unterrichtet das 
Aufsichtskollegium (§ 283) gemäß Artikel 
248 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2009/138/EG. Vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 6 sind die §§ 250 bis 287 sowie § 293 
Absatz 1, § 298 Absatz 1 und 2, § 305 Ab-
satz 1 Nummer 1 und § 306 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann eine 
Beschränkung der Gruppenaufsicht auf 
einzelne Vorschriften der §§ 250 bis 275 
bei dem obersten Mutterunternehmen auf 
nationaler Ebene feststellen. 

u n v e r ä n d e r t  
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(3) Sofern die Aufsichtsbehörde auf 
das oberste Mutterunternehmen auf natio-
naler Ebene die §§ 250 bis 272 anwendet, 
wird die Methode, die von der Gruppenauf-
sichtsbehörde gemäß § 252 für das in § 
247 genannte oberste Mutterunternehmen 
auf Ebene der Mitglied- oder Vertragsstaa-
ten gewählt worden ist, von der Aufsichts-
behörde als verbindlich anerkannt und an-
gewendet. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Sofern die Aufsichtsbehörde auf 
das oberste Mutterunternehmen auf natio-
naler Ebene die §§ 250 bis 272 anwendet 
und das in § 247 genannte oberste Mutter-
unternehmen auf Ebene der Mitglied- oder 
Vertragsstaaten gemäß § 262 oder § 265 
Absatz 5 die Erlaubnis erhalten hat, die 
Solvabilitätskapitalanforderung für die 
Gruppe sowie die Solvabilitätskapitalanfor-
derung für die Versicherungsunternehmen 
der Gruppe anhand eines internen Modells 
zu berechnen, so wird diese Entscheidung 
von der Aufsichtsbehörde als verbindlich 
anerkannt und umgesetzt. Ist die Aufsichts-
behörde in einem solchen Fall der Auffas-
sung, dass das auf Ebene der Mitglied- 
oder Vertragsstaaten genehmigte interne 
Modell erheblich vom Risikoprofil des 
obersten Mutterunternehmens auf nationa-
ler Ebene abweicht, so kann sie, wenn das 
Unternehmen ihre Bedenken nicht ange-
messen ausräumt, für dieses einen Auf-
schlag auf die anhand eines solchen Mo-
dells berechnete Gruppensolvabilitätskapi-
talanforderung verlangen. Ist ein solcher 
Kapitalaufschlag ausnahmsweise nicht an-
gemessen, kann die Aufsichtsbehörde von 
dem Unternehmen verlangen, seine Grup-
pensolvabilitätskapitalanforderung anhand 
der Standardformel zu berechnen. Die Auf-
sichtsbehörde begründet solche Entschei-
dungen sowohl gegenüber dem Unterneh-
men als auch gegenüber der Gruppenauf-
sichtsbehörde. Die Gruppenaufsichtsbe-
hörde unterrichtet das Aufsichtskollegium 
gemäß Artikel 248 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2009/138/EG. 

u n v e r ä n d e r t  
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(5) Sofern die Aufsichtsbehörde auf 
das oberste Mutterunternehmen auf natio-
naler Ebene die Bestimmungen der §§ 250 
bis 272 anwendet, kann nach der Vorschrift 
des § 267 oder des § 272 diesem Unter-
nehmen nicht die Erlaubnis erteilt werden, 
auf eines seiner Tochterunternehmen die 
§§ 269 und 270 anzuwenden. 

u n v e r ä n d e r t  

(6) Eine Anordnung gemäß Absatz 1 
kann nicht getroffen oder aufrechterhalten 
wer-den, wenn das oberste Mutterunter-
nehmen auf nationaler Ebene ein Tochter-
unternehmen des in § 247 genannten 
obersten Mutterunternehmens auf Ebene 
der Mitglied- oder Vertragsstaaten ist und 
dieses gemäß der Vorschrift des § 268 
oder des § 270 die Erlaubnis erhalten hat, 
die §§ 269 und 270 auf das Tochterunter-
nehmen anzuwenden. 

u n v e r ä n d e r t  

Kapitel 2 Kapitel 2 

Finanzlage Finanzlage 

A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  

S o l v a b i l i t ä t  d e r  G r u p p e  S o l v a b i l i t ä t  d e r  G r u p p e  

§ 250 § 250 

Überwachung der Gruppensolvabilität Überwachung der Gruppensolvabilität 

(1) Die Solvabilität der Gruppe wird 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3, der §§ 
275 bis 287 sowie 293 Absatz 1, § 298 Ab-
satz 1 und 2, § 305 Absatz 1 Nummer 1 
und § 306 Absatz 1 Nummer 1 überwacht. 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
werden nach § 74 bewertet. 

(1) Die Solvabilität der Gruppe wird 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3, der §§ 
275 bis 287 sowie 293 Absatz 1, § 298 Ab-
satz 1 und 2, § 305 Absatz 1 Nummer 1 
und § 306 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
überwacht. Vermögenswerte und Verbind-
lichkeiten werden nach § 74 bewertet. 

(2) In dem in § 245 Absatz 2 Nummer 
1 genannten Fall haben die beteiligten Ver-
sicherungsunternehmen auf Gruppen-
ebene stets über anrechnungsfähige Ei-
genmittel mindestens in Höhe der nach den 
§§ 252 bis 265 berechneten Solvabilitäts-
kapitalanforderung zu verfügen. 

u n v e r ä n d e r t  
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(3) In dem in § 245 Absatz 2 Nummer 
2 genannten Fall haben die Versicherungs-
unternehmen einer Gruppe auf Gruppen-
ebene stets über anrechnungsfähige Ei-
genmittel mindestens in Höhe der nach § 
266 berechneten Solvabilitätskapitalanfor-
derung zu verfügen. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Die §§ 132 und 134 Absatz 1 bis 6 
gelten entsprechend. 

u n v e r ä n d e r t  

Kapitel 4 Kapitel 4 

Drittstaaten Drittstaaten 

§ 289 § 289 

Gleichwertigkeit Gleichwertigkeit 

(1) Ist im Überprüfungsverfahren nach 
§ 288 die gleichwertige Beaufsichtigung 
fest-gestellt worden, erkennt die Aufsichts-
behörde die im Drittstaat durchgeführte 
Gruppenaufsicht als verbindlich an. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Die §§ 279 bis 287, 293 Absatz 1, 
§ 298 Absatz 1, § 305 Absatz 1 Nummer 1, 
§ 306 Absatz 1 Nummer 1 und § 309 gel-
ten bei der Zusammenarbeit mit den Auf-
sichtsbehörden des Drittstaats entspre-
chend. 

(2) Die §§ 279 bis 287, 293 Absatz 1, 
§ 298 Absatz 1, § 305 Absatz 1 Nummer 1, 
§ 306 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und § 
309 gelten bei der Zusammenarbeit mit 
den Aufsichtsbehörden des Drittstaats ent-
sprechend. 
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T e i l  6  T e i l  6  

A u f s i c h t :  A u f g a b e n  u n d  
a l l g e m e i n e  B e f u g n i s s e ,  

O r g a n i s a t i o n  

A u f s i c h t :  A u f g a b e n  u n d  
a l l g e m e i n e  B e f u g n i s s e ,  

O r g a n i s a t i o n  

Kapitel 4 Kapitel 4 

Zuständigkeit Zuständigkeit 

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  

A u f s i c h t  i m  E u r o p ä i s c h e n  
W i r t s c h a f t s r a u m  

A u f s i c h t  i m  E u r o p ä i s c h e n  
W i r t s c h a f t s r a u m  

§ 327 § 327 

Zusammenarbeit bei örtlichen Prüfun-
gen 

Zusammenarbeit bei örtlichen Prüfun-
gen 

(1) Soweit es zur Ausübung der Fi-
nanzaufsicht nach § 62 Absatz 1 oder § 
169 Absatz 1 oder zur Prüfung eines im In-
land ansässigen Dienstleisters erforderlich 
ist, ist die Aufsichtsbehörde des Herkunfts-
staats in Begleitung der mit der Aufsicht 
beauftragten Bediensteten der Aufsichtsbe-
hörde befugt, in den Geschäftsräumen der 
Niederlassung durch eigenes Personal 
oder durch Beauftragte Prüfungen des Ge-
schäftsbetriebs vorzunehmen; § 305 Ab-
satz 5 und § 306 Absatz 5 sind entspre-
chend anzuwenden. Die Bundesanstalt 
leistet auf Verlangen Amtshilfe. Die Be-
diensteten der Aufsichtsbehörde und von 
ihr entsprechend § 306 Absatz 1 Nummer 
3 an der Prüfung beteiligte Personen dür-
fen die Geschäftsräume des Versiche-
rungsunternehmens betreten. Das Grund-
recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(1) Soweit es zur Ausübung der Fi-
nanzaufsicht nach § 62 Absatz 1 oder § 
169 Absatz 1 oder zur Prüfung eines im In-
land ansässigen Dienstleisters erforderlich 
ist, ist die Aufsichtsbehörde des Herkunfts-
staats in Begleitung der mit der Aufsicht 
beauftragten Bediensteten der Aufsichtsbe-
hörde befugt, in den Geschäftsräumen der 
Niederlassung durch eigenes Personal 
oder durch Beauftragte Prüfungen des Ge-
schäftsbetriebs vorzunehmen; § 305 Ab-
satz 5 und § 306 Absatz 5 sind entspre-
chend anzuwenden. Die Bundesanstalt 
leistet auf Verlangen Amtshilfe. Die Be-
diensteten der Aufsichtsbehörde und von 
ihr entsprechend § 306 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 an der Prüfung beteiligte Perso-
nen dürfen die Geschäftsräume des Versi-
cherungsunternehmens betreten. Das 
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgeset-
zes) wird insoweit eingeschränkt. 
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(2) Die Aufsichtsbehörde kann die 
Aufsichtsbehörden eines anderen Mitglied-
staats der Europäischen Union ersuchen, 
Informationen über ein beaufsichtigtes 
Gruppenunter-nehmen oder ein nicht der 
Aufsicht unterliegendes Unternehmen aus 
dem anderen Mitgliedstaat zu überprüfen. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Stellt im Rahmen der Zusammen-
arbeit bei der Gruppenaufsicht (§ 284) die 
zuständige Behörde eines anderen Mit-
glied- oder Vertragsstaats (ersuchende Be-
hörde) ein Prüfungsersuchen im Sinne des 
Absatzes 2 für ein entsprechendes Unter-
nehmen mit Sitz im Inland, so leistet die 
Aufsichtsbehörde Amtshilfe. Wenn die Auf-
sichtsbehörde die Prüfung selbst vornimmt, 
kann sich die ersuchende Behörde an der 
Prüfung beteiligen oder dabei zugegen 
sein. § 305 Absatz 5 und § 306 Absatz 5 
sind entsprechend anzuwenden. Die Auf-
sichtsbehörde unterrichtet die Gruppenauf-
sichtsbehörde über die getroffenen Maß-
nahmen. 

u n v e r ä n d e r t  

§ 329 § 329 

Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das Versiche-

rungswesen und die betriebliche Alters-
versorgung 

Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das Versiche-

rungswesen und die betriebliche Alters-
versorgung 

(1) Die Aufsichtsbehörde arbeitet ge-
mäß der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 
für die Zwecke der Richtlinien 2009/138/EG 
und 2003/41/EG mit der Europäischen Auf-
sichtsbehörde für das Versicherungswesen 
und die betriebliche Altersversorgung zu-
sammen. Sie berücksichtigt so weit wie 
möglich deren Leitlinien und Empfehlungen 
und begründet eventuelle Abweichungen. 

(1) Die Aufsichtsbehörde arbeitet ge-
mäß der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 
für die Zwecke der Richtlinien 2009/138/EG 
und (EU) 2016/2341 mit der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das Versicherungs-
wesen und die betriebliche Altersversor-
gung zusammen. Sie berücksichtigt so weit 
wie möglich deren Leitlinien und Empfeh-
lungen und begründet eventuelle Abwei-
chungen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde übermittelt 
jährlich folgende Angaben an die Europäi-
sche Aufsichtsbehörde für das Versiche-
rungswesen und die betriebliche Altersver-
sorgung:  

u n v e r ä n d e r t  
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1. den durchschnittlichen Kapitalauf-
schlag je Unternehmen und die Vertei-
lung der von der Aufsichtsbehörde 
während des Vorjahres festgesetzten 
Kapitalaufschläge, gemessen in Pro-
zent der Solvabilitätskapitalanforde-
rung und wie folgt gesondert ausge-
wiesen:  

u n v e r ä n d e r t  

a) für alle Versicherungsunterneh-
men, 

u n v e r ä n d e r t  

b) für Lebensversicherungsunterneh-
men, 

u n v e r ä n d e r t  

c) für Nichtlebensversicherungsun-
ternehmen, 

u n v e r ä n d e r t  

d) für Versicherungsunternehmen, 
die sowohl in der Lebensversiche-
rung als auch in der Nichtlebens-
versicherung tätig sind, und 

u n v e r ä n d e r t  

e) für Rückversicherungsunterneh-
men; 

u n v e r ä n d e r t  

2. für jede Mitteilung im Sinne der Num-
mer 1 den Anteil der Kapitalauf-
schläge, die jeweils nach § 301 Absatz 
1 Nummer 1, 2 und 3 festgesetzt wur-
den; 

u n v e r ä n d e r t  

3. die Zahl der Versicherungsunterneh-
men, die teilweise von der regelmäßi-
gen aufsichtlichen Berichterstattung 
befreit sind, und die Zahl der Versiche-
rungsunternehmen, die ganz oder teil-
weise von der Einzelpostenberichter-
stattung befreit sind, zusammen mit 
dem Volumen ihrer Kapitalanforderun-
gen, Beiträge, versicherungstechni-
schen Rückstellungen und Vermö-
genswerte, jeweils gemessen als pro-
zentualer Anteil am Gesamtvolumen 
der Kapitalanforderungen, Beiträge, 
versicherungstechnischen Rückstellun-
gen und Vermögenswerte der Versi-
cherungsunternehmen, und 

u n v e r ä n d e r t  
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4. die Zahl der Gruppen, die teilweise von 
der regelmäßigen Berichterstattung be-
freit sind, und die Zahl der Gruppen, 
die ganz oder teilweise von der Einzel-
postenberichterstattung befreit sind, 
zusammen mit dem Volumen ihrer Ka-
pitalanforderungen, Beiträge, versiche-
rungstechnischen Rückstellungen und 
Vermögenswerte, jeweils gemessen 
als prozentualer Anteil am Gesamtvo-
lumen der Kapitalanforderungen, Bei-
träge, versicherungstechnischen Rück-
stellungen und Vermögenswerte aller 
Gruppen. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Aufsichtsbehörde unterrichtet 
die Europäische Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die betriebliche 
Altersversorgung über nationale Aufsichts-
vorschriften, die für den Bereich der be-
trieblichen Altersversorgungssysteme rele-
vant sind, soweit es sich nicht um nationale 
sozial- oder arbeitsrechtliche Vorschriften 
handelt. Änderungen des Inhalts von Anga-
ben, die gemäß Satz 1 übermittelt werden, 
teilt die Aufsichtsbehörde regelmäßig, min-
destens alle zwei Jahre, der Behörde mit. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Aufsichtsbehörde stellt der Eu-
ropäischen Aufsichtsbehörde für das Versi-
cherungswesen und die betriebliche Alters-
versorgung gemäß Artikel 35 der Verord-
nung (EU) Nr. 1094/2010 auf Verlangen 
unverzüglich alle für die Erfüllung ihrer Auf-
gaben auf Grund der Richtlinie 2003/41/EG 
und der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 
erforderlichen Informationen zur Verfü-
gung. Unbeschadet des Artikels 35 der 
Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 stellt die 
Aufsichtsbehörde auf Ersuchen der Euro-
päischen Aufsichtsbehörde für das Versi-
cherungswesen und die betriebliche Alters-
versorgung auf einer gemäß Artikel 152b 
Absatz 1 der Richtlinie 2009/138/EG einge-
richteten Plattform alle erforderlichen Infor-
mationen rechtzeitig zur Verfügung, um 
das ordnungsgemäße Funktionieren der 
Plattform zu ermöglichen. Die Aufsichtsbe-
hörde kann mit dem Einverständnis aller 
betroffenen Aufsichtsbehörden eine Platt-
form für die Zusammenarbeit gemäß Artikel 
152b Absatz 2 der Richtlinie 2009/138/EG 
einrichten. 

(4) Die Aufsichtsbehörde stellt der Eu-
ropäischen Aufsichtsbehörde für das Versi-
cherungswesen und die betriebliche Alters-
versorgung gemäß Artikel 35 der Verord-
nung (EU) Nr. 1094/2010 auf Verlangen 
unverzüglich alle für die Erfüllung ihrer Auf-
gaben auf Grund der Richtlinie (EU) 
2016/2341 und der Verordnung (EU) Nr. 
1094/2010 erforderlichen Informationen zur 
Verfügung. Unbeschadet des Artikels 35 
der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 stellt 
die Aufsichtsbehörde auf Ersuchen der Eu-
ropäischen Aufsichtsbehörde für das Versi-
cherungswesen und die betriebliche Alters-
versorgung auf einer gemäß Artikel 152b 
Absatz 1 der Richtlinie 2009/138/EG einge-
richteten Plattform alle erforderlichen Infor-
mationen rechtzeitig zur Verfügung, um 
das ordnungsgemäße Funktionieren der 
Plattform zu ermöglichen. Die Aufsichtsbe-
hörde kann mit dem Einverständnis aller 
betroffenen Aufsichtsbehörden eine Platt-
form für die Zusammenarbeit gemäß Artikel 
152b Absatz 2 der Richtlinie 2009/138/EG 
einrichten. 
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(5) Die Aufsichtsbehörde unterrichtet 
die Europäische Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die betriebliche 
Altersversorgung über alle Verwaltungs-
sanktionen und andere Maßnahmen nach 
Maßgabe von Artikel 32 Absatz 3 und Arti-
kel 36 der Richtlinie (EU) 2016/97. 

u n v e r ä n d e r t  
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Verordnung über die Anlage 
des Sicherungsvermögens von 
Pensionskassen, Sterbekassen 
und kleinen Versicherungsun-

ternehmen 

Verordnung über die Anlage 
des Sicherungsvermögens von 
Pensionskassen, Sterbekassen 
und kleinen Versicherungsun-

ternehmen 

(Anlageverordnung - AnlV 
2016) 

vom: 18.04.2016 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 4 Abs. 10 G v. 

10.7.2020 I 1633 

(Anlageverordnung - AnlV 
2016) 

vom: 18.04.2016 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 4 Abs. 10 G v. 

10.7.2020 I 1633 

§ 2 § 2 

Anlageformen Anlageformen 

(1) Das Sicherungsvermögen kann 
angelegt werden in … 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Nach Maßgabe des § 3 Absatz 2 
Nummer 4 kann das Sicherungsvermögen 
darüber hinaus in Anlagen angelegt wer-
den, die in Absatz 1 nicht genannt sind, die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht er-
füllen oder die Begrenzungen des § 3 Ab-
satz 2 Nummer 1 bis 3, Absatz 3 bis 5 
übersteigen (Öffnungsklausel). 

(2) Das Sicherungsvermögen kann 
darüber hinaus in Anlagen angelegt wer-
den, die in Absatz 1 nicht genannt sind, die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht er-
füllen oder die Begrenzungen des § 3 Ab-
satz 2 Nummer 1 bis 3, Absatz 3 bis 5 und 
§ 4 Absatz 1 bis 4 übersteigen (Öffnungs-
klausel). Im Rahmen der Öffnungsklau-
sel nach Satz 1 angelegte Anlagen sind 
insgesamt auf 5 Prozent des Siche-
rungsvermögens beschränkt; unter 
Wahrung der Belange der Versicherten 
kann diese Anlagegrenze mit Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde bis auf 10 
Prozent des Sicherungsvermögens er-
höht werden. 
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§ 3 § 3 

Mischung Mischung 

(1) Direkte und indirekte Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
und Nummer 8 sowie Anlagen bei Schuld-
nern mit Sitz in Staaten außerhalb des 
EWR, bei denen nicht sichergestellt ist, 
dass sich das Vorrecht des § 315 des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes auf sie er-
streckt, sind auf ein vorsichtiges Maß zu 
beschränken. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Anlage in einzelnen Anlagefor-
men ist wie folgt beschränkt:  

u n v e r ä n d e r t  

1. direkte und indirekte Anlagen nach § 2 
Absatz 1 Nummer 10 dürfen 7,5 Pro-
zent des Sicherungsvermögens nicht 
übersteigen; 

u n v e r ä n d e r t  

2. direkte und indirekte Anlagen nach § 2 
Absatz 1 Nummer 17, Vermögensge-
genstände, die über § 2 Absatz 1 Num-
mer 16 gehalten werden und nicht den 
Nummern des Anlagekatalogs des § 2 
Absatz 1 zugeordnet werden können, 
sowie andere direkte und indirekte An-
lagen nach § 2 Absatz 1, deren Ertrag 
oder Rückzahlung an Hedgefonds- 
oder Rohstoffrisiken gebunden ist, dür-
fen 7,5 Prozent des Sicherungsvermö-
gens nicht übersteigen; 

u n v e r ä n d e r t  

3. direkte und indirekte Anlagen nach § 2 
Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe c dür-
fen 5 Prozent des Sicherungsvermö-
gens nicht übersteigen; 

3. direkte und indirekte Anlagen nach § 2 
Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe c dür-
fen 5 Prozent des Sicherungsvermö-
gens nicht übersteigen. 

4. im Rahmen der Öffnungsklausel nach 
§ 2 Absatz 2 angelegte Anlagen sind 
auf 5 Prozent des Sicherungsvermö-
gens beschränkt; unter Wahrung der 
Belange der Versicherten kann diese 
Anlagegrenze mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde bis auf 10 Prozent 
des Sicherungsvermögens erhöht wer-
den; die Begrenzung auf 1 Prozent des 
Sicherungsvermögens in § 4 Absatz 4 
bleibt unberührt. 

(aufgehoben) 
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(3) Direkte und indirekte Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 9, 12 und 13 
dürfen zusammen mit Anlagen, die den 
Quoten des Absatzes 2 Nummer 2 und 3 
unterliegen, insgesamt 35 Prozent des Si-
cherungsvermögens nicht übersteigen. Auf 
diese Quote sind auch Anlagen nach § 2 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a anzu-
rechnen, soweit Anlagen nach § 2 Absatz 1 
Nummer 12 Gegenstand der Wertpapier-
darlehen sind. Innerhalb der Quote nach 
Satz 1 darf der Anteil der nicht zum Handel 
zugelassenen und nicht an einem anderen 
organisierten Markt zugelassenen oder in 
diesen einbezogenen und nicht an einer 
Börse in einem Staat außerhalb des EWR 
zum Handel zugelassenen oder dort an ei-
nem anderen organisierten Markt zugelas-
senen oder in diesen einbezogenen Ver-
mögensgegenstände nach § 2 Absatz 1 
Nummer 9 Buchstabe a und Nummer 13 
nicht höher als 15 Prozent des Sicherungs-
vermögens sein. 

(3) Direkte und indirekte Anlagen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 9, 12 und 13 
dürfen zusammen mit Anlagen, die den 
Quoten des Absatzes 2 Nummer 2 und 3 
unterliegen, insgesamt 40 Prozent des Si-
cherungsvermögens nicht übersteigen. Auf 
diese Quote sind auch Anlagen nach § 2 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a anzu-
rechnen, soweit Anlagen nach § 2 Absatz 1 
Nummer 12 Gegenstand der Wertpapier-
darlehen sind. Innerhalb der Quote nach 
Satz 1 darf der Anteil der nicht zum Handel 
zugelassenen und nicht an einem anderen 
organisierten Markt zugelassenen oder in 
diesen einbezogenen und nicht an einer 
Börse in einem Staat außerhalb des EWR 
zum Handel zugelassenen oder dort an ei-
nem anderen organisierten Markt zugelas-
senen oder in diesen einbezogenen Ver-
mögensgegenstände nach § 2 Absatz 1 
Nummer 9 Buchstabe a und Nummer 13 
nicht höher als 15 Prozent des Sicherungs-
vermögens sein. 

(4) Bei Anlagen in Anteilen und Aktien 
an Investmentvermögen nach § 2 Absatz 1 
Nummer 15 und 16, die durch den Einsatz 
von Derivaten nach § 197 Absatz 2 des Ka-
pitalanlagegesetzbuchs oder den entspre-
chenden Vorschriften eines anderen Staa-
tes des EWR mehr als das Einfache des 
Marktrisikopotentials aufweisen, ist das er-
höhte Marktrisikopotential auf die Quote 
nach Absatz 3 Satz 1 anzurechnen. Soweit 
das erhöhte Marktrisikopotential nicht zeit-
nah ermittelt werden kann, ist der höchst-
zulässige Betrag anzusetzen. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) Direkte und indirekte Anlagen in 
Darlehen nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 
Buchstabe b, in Immobilien nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 14 Buchstabe a, b und c 
und in Immobilien, die über Investmentver-
mögen nach § 2 Absatz 1 Nummer 16 ge-
halten werden und die Anforderungen des 
§ 2 Absatz 1 Nummer 14 Buchstabe c er-
füllen, dürfen 25 Prozent des Sicherungs-
vermögens nicht übersteigen. 

u n v e r ä n d e r t  
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bisheriges Recht neues Recht 

(6) Die Aufsichtsbehörde kann die di-
rekten und indirekten Anlagen nach § 2 Ab-
satz 1 Nummer 2 Buchstabe a, Nummer 9, 
12, 13 und die Anlagen, die den Quoten 
des Absatzes 2 Nummer 2 und 3 unterlie-
gen, bis auf 10 Prozent des Sicherungsver-
mögens herabsetzen, wenn es zur Wah-
rung der Belange der Versicherten erfor-
derlich ist. Die gleiche Befugnis steht der 
Aufsichtsbehörde im Falle des § 135 Ab-
satz 1 erste Alternative des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes zu. 

u n v e r ä n d e r t  

 (7) Direkte und indirekte Anlagen 
zur Finanzierung von Infrastrukturpro-
jekten werden im Umfang von bis zu 
5 Prozent des Sicherungsvermögens 
nicht auf die Quoten nach den Absätzen 
1 bis 6 angerechnet. Anlagen nach 
Satz 1 müssen nach § 2 zulässig sein 
und umfassen Projekte zur Bereitstel-
lung, zum Ausbau, zum Betrieb oder zur 
Erhaltung eines umfangreichen Vermö-
genswerts. 
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bisheriges Recht neues Recht 

Verordnung betreffend die Auf-
sicht über Pensionsfonds und 
über die Durchführung reiner 

Beitragszusagen in der betrieb-
lichen Altersversorgung 

Verordnung betreffend die Auf-
sicht über Pensionsfonds und 
über die Durchführung reiner 

Beitragszusagen in der betrieb-
lichen Altersversorgung 

(Pensionsfonds-Aufsichtsver-
ordnung - PFAV) 

vom: 18.04.2016 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 2 V v. 22.4.2021 I 

842 

(Pensionsfonds-Aufsichtsver-
ordnung - PFAV) 

vom: 18.04.2016 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 2 V v. 22.4.2021 I 

842 

T e i l  2  T e i l  2  

D u r c h f ü h r u n g  r e i n e r  
B e i t r a g s z u s a g e n  i n  d e r  
b e t r i e b l i c h e n  A l t e r s v e r -

s o r g u n g  

D u r c h f ü h r u n g  r e i n e r  
B e i t r a g s z u s a g e n  i n  d e r  
b e t r i e b l i c h e n  A l t e r s v e r -

s o r g u n g  

§ 35 § 35 

Deckungsrückstellung Deckungsrückstellung 

(1) In der Ansparphase ist die De-
ckungsrückstellung das planmäßig zuzu-
rechnende Versorgungskapital auf der 
Grundlage der gezahlten Beiträge und der 
daraus erzielten Erträge. Dabei kann ein 
kollektives Versorgungskapital gebildet 
werden, das den Versorgungsanwärtern 
insgesamt planmäßig zugerechnet ist. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) In der Rentenbezugszeit ist die 
Deckungsrückstellung nach der retrospekti-
ven Methode zu bilden, wobei die De-
ckungsrückstellung bei Rentenbeginn dem 
vorhandenen Versorgungskapital des Ver-
sorgungsanwärters entspricht. 

u n v e r ä n d e r t  
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bisheriges Recht neues Recht 

(3) Mit Zusatzbeiträgen nach § 23 Ab-
satz 1 des Betriebsrentengesetzes und da-
raus erzielten Erträgen kann eine zusätzli-
che Deckungsrückstellung gebildet werden, 
die den Versorgungsberechtigten insge-
samt zugeordnet ist. 

u n v e r ä n d e r t  

bisheriges Recht neues Recht 

 
(4) Der zusätzlichen Deckungsrück-

stellung nach Absatz 3 können Nettoka-
pitalerträge aus der Vermögensanlage 
nach § 34 zugeführt werden, wenn die 
Vermögensanlage der reinen Beitrags-
zusage für die Versorgungsanwärter 
und Versorgungsempfänger zusammen 
erfolgt und der Tarifvertrag, dem die 
reine Beitragszusage zugrunde liegt, die 
Zuführung zur zusätzlichen Deckungs-
rückstellung vorsieht. Zugeführt werden 
dürfen Nettokapitalerträge, die einen in 
Prozent der Vermögensanlage festge-
legten Schwellenwert übersteigen. Der 
Prozentsatz muss mindestens doppelt 
so hoch sein wie der Rechnungszins, 
mit dem der in § 36 Absatz 1 angege-
bene Barwert berechnet wird. Der Pro-
zentsatz ist in Abhängigkeit von der er-
warteten Volatilität dieses Rechnungs-
zinses festzulegen. 
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Gesetz über den Versiche-
rungsvertrag 

Gesetz über den Versiche-
rungsvertrag 

(Versicherungsvertragsgesetz - 
VVG 2008) 

vom: 23.11.2007 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 4 G v. 11.4.2024 

I Nr. 119 

(Versicherungsvertragsgesetz - 
VVG 2008) 

vom: 23.11.2007 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 4 G v. 11.4.2024 

I Nr. 119 

T e i l  2  T e i l  2  

E i n z e l n e  V e r s i c h e r u n g s -
z w e i g e  

E i n z e l n e  V e r s i c h e r u n g s -
z w e i g e  

Kapitel 5 Kapitel 5 

Lebensversicherung Lebensversicherung 

§ 166 § 166 

Kündigung des Versicherers Kündigung des Versicherers 

(1) Kündigt der Versicherer das Versi-
cherungsverhältnis, wandelt sich mit der 
Kündigung die Versicherung in eine prä-
mienfreie Versicherung um. Auf die Um-
wandlung ist § 165 anzuwenden. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Im Fall des § 38 Abs. 2 ist der Ver-
sicherer zu der Leistung verpflichtet, die er 
erbringen müsste, wenn sich mit dem Ein-
tritt des Versicherungsfalles die Versiche-
rung in eine prämienfreie Versicherung um-
gewandelt hätte. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Bei der Bestimmung einer Zah-
lungsfrist nach § 38 Abs. 1 hat der Versi-
cherer auf die eintretende Umwandlung der 
Versicherung hinzuweisen. 

u n v e r ä n d e r t  
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(4) Bei einer Lebensversicherung, die 
vom Arbeitgeber zugunsten seiner Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer abge-
schlossen worden ist, hat der Versicherer 
die versicherte Person über die Bestim-
mung der Zahlungsfrist nach § 38 Abs. 1 
und die eintretende Umwandlung der Versi-
cherung in Textform zu informieren und 
ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens 
zwei Monaten einzuräumen. 

(4) Bei einer Lebensversicherung, die 
vom Arbeitgeber zugunsten seiner Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer abge-
schlossen worden ist, hat der Versicherer 
die versicherte Person über die Bestim-
mung der Zahlungsfrist nach § 38 Abs. 1 
und die eintretende Umwandlung der Versi-
cherung in Textform zu informieren und ihr 
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Monaten einzuräumen. Er hat auf das 
Fortsetzungsrecht nach § 212 hinzuwei-
sen, wenn es sich um eine Lebensversi-
cherung im Anwendungsbereich dieser 
Vorschrift handelt. 

T e i l  3  T e i l  3  

S c h l u s s v o r s c h r i f t e n  S c h l u s s v o r s c h r i f t e n  

§ 212 § 212 

Fortsetzung der Lebensversicherung 
nach der Elternzeit 

Fortsetzung der Lebensversicherung 
nach der Elternzeit 

Besteht während einer Elternzeit ein 
Arbeitsverhältnis ohne Entgelt gemäß § 1a 
Abs. 4 des Betriebsrentengesetzes fort und 
wird eine vom Arbeitgeber zugunsten der 
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers 
abgeschlossene Lebensversicherung we-
gen Nichtzahlung der während der Eltern-
zeit fälligen Prämien in eine prämienfreie 
Versicherung umgewandelt, kann die Ar-
beitnehmerin oder der Arbeitnehmer inner-
halb von drei Monaten nach der Beendi-
gung der Elternzeit verlangen, dass die 
Versicherung zu den vor der Umwandlung 
vereinbarten Bedingungen fortgesetzt wird. 

(1) Besteht ein ursprünglich ent-
geltliches Arbeitsverhältnis ohne Ent-
gelt fort und wird eine Lebensversiche-
rung, die der Arbeitgeber zugunsten der 
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers 
zur Durchführung einer Entgeltumwand-
lung nach § 1a Absatz 1 des Betriebs-
rentengesetzes abgeschlossen hat, we-
gen Nichtzahlung der während dieser 
Zeit fälligen Prämien in eine prämien-
freie Versicherung umgewandelt, kann 
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitneh-
mer innerhalb von drei Monaten nach 
der Beendigung dieser Zeit verlangen, 
dass die Versicherung zu den vor der 
Umwandlung vereinbarten Bedingungen 
fortgesetzt wird. 
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bisheriges Recht neues Recht 

 (2) Von Absatz 1 kann nicht zum 
Nachteil der versicherten Person abge-
wichen werden. 

Einführungsgesetz zum Versi-
cherungsvertragsgesetz 

Einführungsgesetz zum Versi-
cherungsvertragsgesetz 

( - VVGEG) 
vom: 30.05.1908 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 33 G v. 
11.12.2023 I Nr. 354 

( - VVGEG) 
vom: 30.05.1908 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 33 G v. 
11.12.2023 I Nr. 354 

bisheriges Recht neues Recht 

 Artikel 4a 

 
Wurde eine Lebensversicherung im 

Anwendungsbereich des § 212 des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes bis ein-
schließlich [einsetzen: Datum des Tages 
des Inkrafttretens [des § 212 VVG n.F.]] 
in eine prämienfreie Versicherung um-
gewandelt, sind insoweit § 166 Absatz 4 
und § 212 des Versicherungsvertragsge-
setzes in der bis zum [einsetzen: Datum 
des Tages vor dem Inkrafttreten [des § 
212 VVG n. F.]] geltenden Fassung anzu-
wenden. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes 
Buch (IV) - Gemeinsame Vor-

schriften für die Sozialversiche-
rung - (Artikel I des Gesetzes 

vom 23. Dezember 1976, BGBl. I 
S. 3845) 

Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes 
Buch (IV) - Gemeinsame Vor-

schriften für die Sozialversiche-
rung - (Artikel I des Gesetzes 

vom 23. Dezember 1976, BGBl. I 
S. 3845) 

( - SGB 4) 
vom: 23.12.1976 - zuletzt geän-

dert durch Art. 32 u. Art. 35 
Abs. 10 G v. 27.3.2024 I Nr. 108 

( - SGB 4) 
vom: 23.12.1976 - zuletzt geän-

dert durch Art. 32 u. Art. 35 
Abs. 10 G v. 27.3.2024 I Nr. 108 

E r s t e r  A b s c h n i t t  E r s t e r  A b s c h n i t t  

G r u n d s ä t z e  u n d  B e g r i f f s -
b e s t i m m u n g e n  

G r u n d s ä t z e  u n d  B e g r i f f s -
b e s t i m m u n g e n  

Z w e i t e r  T i t e l  Z w e i t e r  T i t e l  

B e s c h ä f t i g u n g  u n d  s e l b -
s t ä n d i g e  T ä t i g k e i t  

B e s c h ä f t i g u n g  u n d  s e l b -
s t ä n d i g e  T ä t i g k e i t  

§ 7c § 7c 

Verwendung von Wertguthaben Verwendung von Wertguthaben 

(1) Das Wertguthaben auf Grund ei-
ner Vereinbarung nach § 7b kann in An-
spruch genommen werden  

(1) Das Wertguthaben auf Grund ei-
ner Vereinbarung nach § 7b kann bis zum 
Ablauf des Kalendermonats des Errei-
chens der Regelaltersgrenze nach dem 
Sechsten Buch in Anspruch genommen 
werden  

1. für gesetzlich geregelte vollständige 
oder teilweise Freistellungen von der 
Arbeitsleistung oder gesetzlich gere-
gelte Verringerungen der Arbeitszeit, 
insbesondere für Zeiten,  

u n v e r ä n d e r t  

a) in denen der Beschäftigte eine 
Freistellung nach § 3 des Pflege-
zeitgesetzes oder nach § 2 des 
Familienpflegezeitgesetzes verlan-
gen kann, 

u n v e r ä n d e r t  
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b) in denen der Beschäftigte nach § 
15 des Bundeselterngeld- und El-
ternzeitgesetzes ein Kind selbst 
betreut und erzieht, 

u n v e r ä n d e r t  

c) für die der Beschäftigte eine Ver-
ringerung seiner vertraglich verein-
barten Arbeitszeit nach § 8 oder § 
9a des Teilzeit- und Befristungsge-
setzes verlangen kann; § 8 des 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes 
gilt mit der Maßgabe, dass die 
Verringerung der Arbeitszeit auf 
die Dauer der Entnahme aus dem 
Wertguthaben befristet werden 
kann, 

u n v e r ä n d e r t  

2. für vertraglich vereinbarte vollständige 
oder teilweise Freistellungen von der 
Arbeitsleistung oder vertraglich verein-
barte Verringerungen der Arbeitszeit, 
insbesondere für Zeiten,  

u n v e r ä n d e r t  

a) die unmittelbar vor dem Zeitpunkt 
liegen, zu dem der Beschäftigte 
eine Rente wegen Alters nach 
dem Sechsten Buch bezieht oder 
beziehen könnte oder 

a) die unmittelbar vor dem Zeitpunkt 
liegen, zu dem der Beschäftigte 
eine Rente wegen Alters nach 
dem Sechsten Buch bezieht oder 
beziehen könnte oder darüber 
hinaus längstens bis zum Ab-
lauf des Kalendermonats des 
Erreichens der Regelalters-
grenze nach dem Sechsten 
Buch reichen oder 

b) in denen der Beschäftigte an be-
ruflichen Qualifizierungsmaßnah-
men teilnimmt. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Vertragsparteien können die 
Zwecke, für die das Wertguthaben in An-
spruch genommen werden kann, in der 
Vereinbarung nach § 7b abweichend von 
Absatz 1 auf bestimmte Zwecke beschrän-
ken. 

u n v e r ä n d e r t  
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S i e b t e r  T i t e l  S i e b t e r  T i t e l  

B e t r i e b s n u m m e r  B e t r i e b s n u m m e r  

§ 18m § 18m 

Verarbeitung der Betriebsnummer Verarbeitung der Betriebsnummer 

(1) Die Bundesagentur für Arbeit 
übermittelt die Betriebsnummern und die 
Angaben nach § 18i Absatz 2 und 4 aus 
dem Dateisystem der Beschäftigungsbe-
triebe den Leistungsträgern nach den §§ 
12 und 18 bis 29 des Ersten Buches, der 
Künstlersozialkasse, der Datenstelle der 
Rentenversicherung, den berufsständi-
schen Versorgungseinrichtungen und de-
ren Datenannahmestelle und der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung e. 
V. zur weiteren Verarbeitung, soweit dies 
für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach die-
sem Gesetzbuch erforderlich ist. 

u n v e r ä n d e r t  

 (1a) In den Fällen des § 11 Absatz 1 
Satz 3 des Betriebsrentengesetzes über-
mittelt die Bundesagentur für Arbeit die 
Betriebsnummer an den Träger der In-
solvenzsicherung nach dem Betriebs-
rentengesetz. 

(2) Die Sozialversicherungsträger, 
ihre Verbände und ihre Arbeitsgemein-
schaften, die Künstlersozialkasse, die Be-
hörden der Zollverwaltung, soweit sie Auf-
gaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbe-
kämpfungsgesetzes oder nach § 66 des 
Zehnten Buches wahrnehmen, sowie die 
zuständigen Aufsichtsbehörden und die Ar-
beitgeber dürfen die Betriebsnummern 
speichern, verändern, nutzen, übermitteln 
und in der Verarbeitung einschränken, so-
weit dies für die Erfüllung einer Aufgabe 
nach diesem Gesetzbuch oder dem Künst-
lersozialversicherungsgesetz erforderlich 
ist. Andere Behörden, Gerichte oder Dritte 
dürfen die Betriebsnummern speichern, 
verändern, nutzen, übermitteln oder in der 
Verarbeitung einschränken, soweit dies für 
die Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe ei-
ner der in Satz 1 genannten Stellen erfor-
derlich ist. 

u n v e r ä n d e r t  
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Z w e i t e r  A b s c h n i t t  Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

L e i s t u n g e n  u n d  B e i t r ä g e  L e i s t u n g e n  u n d  B e i t r ä g e  

Z w e i t e r  T i t e l  Z w e i t e r  T i t e l  

B e i t r ä g e  B e i t r ä g e  

§ 23b § 23b 

Beitragspflichtige Einnahmen bei flexib-
len Arbeitszeitregelungen 

Beitragspflichtige Einnahmen bei flexib-
len Arbeitszeitregelungen 

(1) Bei Vereinbarungen nach § 7b ist 
für Zeiten der tatsächlichen Arbeitsleistung 
und für Zeiten der Inanspruchnahme des 
Wertguthabens nach § 7c das in dem je-
weiligen Zeitraum fällige Arbeitsentgelt als 
Arbeitsentgelt im Sinne des § 23 Absatz 1 
maßgebend. Im Falle des § 23a Absatz 3 
und 4 gilt das in dem jeweils maßgebenden 
Zeitraum erzielte Arbeitsentgelt bis zu ei-
nem Betrag in Höhe der Beitragsbemes-
sungsgrenze als bisher gezahltes beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt; in Zeiten einer 
Freistellung von der Arbeitsleistung tritt an 
die Stelle des erzielten Arbeitsentgelts das 
fällige Arbeitsentgelt. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Soweit das Wertguthaben nicht 
gemäß § 7c verwendet wird, insbesondere  

u n v e r ä n d e r t  

1. nicht laufend für eine Zeit der Freistel-
lung von der Arbeitsleistung oder der 
Verringerung der vertraglich vereinbar-
ten Arbeitszeit in Anspruch genommen 
wird oder 

u n v e r ä n d e r t  

2. nicht mehr für solche Zeiten gezahlt 
werden kann, da das Beschäftigungs-
verhältnis vorzeitig beendet wurde, 

u n v e r ä n d e r t  
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ist als Arbeitsentgelt im Sinne des § 23 Ab-
satz 1 ohne Berücksichtigung einer Bei-
tragsbemessungsgrenze die Summe der 
Arbeitsentgelte maßgebend, die zum Zeit-
punkt der tatsächlichen Arbeitsleistung 
ohne Berücksichtigung der Vereinbarung 
nach § 7b beitragspflichtig gewesen wäre. 
Maßgebend ist jedoch höchstens der Be-
trag des Wertguthabens aus diesen Ar-
beitsentgelten zum Zeitpunkt der nicht 
zweckentsprechenden Verwendung des 
Arbeitsentgelts. Zugrunde zu legen ist der 
Zeitraum ab dem Abrechnungsmonat der 
ersten Gutschrift auf einem Wertguthaben 
bis zum Zeitpunkt der nicht zweckentspre-
chenden Verwendung des Arbeitsentgelts. 
Bei einem nach § 7f Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 übertragenen Wertguthaben gelten 
die Sätze 1 bis 3 entsprechend, soweit das 
Wertguthaben wegen der Inanspruch-
nahme einer Rente wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit, einer Rente wegen Alters 
oder wegen des Todes des Versicherten 
nicht mehr in Anspruch genommen werden 
kann. Wird das Wertguthaben vereinba-
rungsgemäß an einen bestimmten Wert-
maßstab gebunden, ist der im Zeitpunkt 
der nicht zweckentsprechenden Verwen-
dung des Arbeitsentgelts maßgebende an-
gepasste Betrag als Höchstbetrag der Be-
rechnung zugrunde zu legen. Im Falle der 
Insolvenz des Arbeitgebers gilt auch als 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt höchstens 
der Betrag, der als Arbeitsentgelt den ge-
zahlten Beiträgen zugrunde liegt. Für die 
Berechnung der Beiträge sind der für den 
Entgeltabrechnungszeitraum nach den Sät-
zen 8 und 9 für den einzelnen Versiche-
rungszweig geltende Beitragssatz und die 
für diesen Zeitraum für den Einzug des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrags zustän-
dige Einzugsstelle maßgebend; für Be-
schäftigte, die bei keiner Krankenkasse 
versichert sind, gilt § 28i Satz 2 entspre-
chend. Die Beiträge sind mit den Beiträgen 
der Entgeltabrechnung für den Kalender-
monat fällig, der dem Kalendermonat folgt, 
in dem  

ist als Arbeitsentgelt im Sinne des § 23 Ab-
satz 1 ohne Berücksichtigung einer Bei-
tragsbemessungsgrenze die Summe der 
Arbeitsentgelte maßgebend, die zum Zeit-
punkt der tatsächlichen Arbeitsleistung 
ohne Berücksichtigung der Vereinbarung 
nach § 7b beitragspflichtig gewesen wäre. 
Maßgebend ist jedoch höchstens der Be-
trag des Wertguthabens aus diesen Ar-
beitsentgelten zum Zeitpunkt der nicht 
zweckentsprechenden Verwendung des 
Arbeitsentgelts. Zugrunde zu legen ist der 
Zeitraum ab dem Abrechnungsmonat der 
ersten Gutschrift auf einem Wertguthaben 
bis zum Zeitpunkt der nicht zweckentspre-
chenden Verwendung des Arbeitsentgelts. 
Bei einem nach § 7f Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 übertragenen Wertguthaben gelten 
die Sätze 1 bis 3 entsprechend, soweit das 
Wertguthaben wegen der Inanspruch-
nahme einer Rente wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit oder wegen Ablaufs des 
Kalendermonats des Erreichens der Re-
gelaltersgrenze nach dem Sechsten 
Buch oder wegen des Todes des Versi-
cherten nicht mehr in Anspruch genommen 
werden kann. Wird das Wertguthaben ver-
einbarungsgemäß an einen bestimmten 
Wertmaßstab gebunden, ist der im Zeit-
punkt der nicht zweckentsprechenden Ver-
wendung des Arbeitsentgelts maßgebende 
angepasste Betrag als Höchstbetrag der 
Berechnung zugrunde zu legen. Im Falle 
der Insolvenz des Arbeitgebers gilt auch 
als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt höchs-
tens der Betrag, der als Arbeitsentgelt den 
gezahlten Beiträgen zugrunde liegt. Für die 
Berechnung der Beiträge sind der für den 
Entgeltabrechnungszeitraum nach den Sät-
zen 8 und 9 für den einzelnen Versiche-
rungszweig geltende Beitragssatz und die 
für diesen Zeitraum für den Einzug des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrags zustän-
dige Einzugsstelle maßgebend; für Be-
schäftigte, die bei keiner Krankenkasse 
versichert sind, gilt § 28i Satz 2 entspre-
chend. Die Beiträge sind mit den Beiträgen 
der Entgeltabrechnung für den Kalender-
monat fällig, der dem Kalendermonat folgt, 
in dem  

1. im Fall der Insolvenz die Mittel für die 
Beitragszahlung verfügbar sind, 

u n v e r ä n d e r t  
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2. das Arbeitsentgelt nicht zweckentspre-
chend verwendet wird. 

u n v e r ä n d e r t  

Wird durch einen Bescheid eines Trägers 
der Rentenversicherung der Eintritt von 
verminderter Erwerbsfähigkeit festgestellt, 
gilt der Zeitpunkt des Eintritts der vermin-
derten Erwerbsfähigkeit als Zeitpunkt der 
nicht zweckentsprechenden Verwendung 
des bis dahin erzielten Wertguthabens; in 
diesem Fall sind die Beiträge mit den Bei-
trägen der auf das Ende des Beschäfti-
gungsverhältnisses folgenden Entgeltab-
rechnung fällig. Wird eine Rente wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit in Anspruch 
genommen und besteht ein nach § 7f Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 übertragenes 
Wertguthaben, kann der Versicherte der 
Auflösung dieses Wertguthabens wider-
sprechen. Ist für den Fall der Insolvenz des 
Arbeitgebers ein Dritter Schuldner des Ar-
beitsentgelts, erfüllt dieser insoweit die 
Pflichten des Arbeitgebers. 

u n v e r ä n d e r t  

(2a) Als Arbeitsentgelt im Sinne 
des § 23 Absatz 1 gilt im Falle des Absat-
zes 2 auch der positive Betrag, der sich 
ergibt, wenn die Summe der ab dem Ab-
rechnungsmonat der ersten Gutschrift auf 
einem Wertguthaben für die Zeit der Ar-
beitsleistung maßgebenden Beträge der je-
weiligen Beitragsbemessungsgrenze um 
die Summe der in dieser Zeit der Arbeits-
leistung abgerechneten beitragspflichtigen 
Arbeitsentgelte gemindert wird, höchstens 
der Betrag des Wertguthabens im Zeit-
punkt der nicht zweckentsprechenden Ver-
wendung des Arbeitsentgelts. Absatz 2 
Satz 5 bis 11 findet Anwendung, Absatz 1 
Satz 2 findet keine Anwendung. 

u n v e r ä n d e r t  
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(3) Kann das Wertguthaben wegen 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnis-
ses nicht mehr nach § 7c oder § 7f Absatz 
2 Satz 1 verwendet werden und ist der Ver-
sicherte unmittelbar anschließend wegen 
Arbeitslosigkeit bei einer deutschen Agen-
tur für Arbeit als Arbeitsuchender gemeldet 
und bezieht eine öffentlich-rechtliche Leis-
tung oder nur wegen des zu berücksichti-
genden Einkommens oder Vermögens 
nicht, sind die Beiträge spätestens sieben 
Kalendermonate nach dem Kalendermo-
nat, in dem das Arbeitsentgelt nicht zweck-
entsprechend verwendet worden ist, oder 
bei Aufnahme einer Beschäftigung in die-
sem Zeitraum zum Zeitpunkt des Beschäfti-
gungsbeginns fällig, es sei denn, eine 
zweckentsprechende Verwendung wird 
vereinbart; beginnt in diesem Zeitraum eine 
Rente wegen Alters oder Todes oder tritt 
verminderte Erwerbsfähigkeit ein, gelten 
diese Zeitpunkte als Zeitpunkt der nicht 
zweckentsprechenden Verwendung. 

u n v e r ä n d e r t  

(3a) Sieht die Vereinbarung nach 
§ 7b bereits bei ihrem Abschluss für den 
Fall, dass Wertguthaben wegen der Been-
digung der Beschäftigung auf Grund ver-
minderter Erwerbsfähigkeit, des Erreichens 
einer Altersgrenze, zu der eine Rente we-
gen Alters beansprucht werden kann, oder 
des Todes des Beschäftigten nicht mehr für 
Zeiten einer Freistellung von der Arbeits-
leistung oder der Verringerung der vertrag-
lich vereinbarten Arbeitszeit verwendet 
werden können, deren Verwendung für 
Zwecke der betrieblichen Altersversorgung 
vor, gilt das bei Eintritt dieser Fälle für Zwe-
cke der betrieblichen Altersversorgung ver-
wendete Wertguthaben nicht als beitrags-
pflichtiges Arbeitsentgelt; dies gilt nicht,  

u n v e r ä n d e r t  

1. wenn die Vereinbarung über die be-
triebliche Altersversorgung eine Abfin-
dung vorsieht oder zulässt oder Leis-
tungen im Fall des Todes, der Invalidi-
tät und des Erreichens einer Alters-
grenze, zu der eine Rente wegen Al-
ters beansprucht werden kann, nicht 
gewährleistet sind oder 

u n v e r ä n d e r t  
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2. soweit bereits im Zeitpunkt der An-
sammlung des Wertguthabens vorher-
sehbar ist, dass es nicht für Zwecke 
nach § 7c oder § 7f Absatz 2 Satz 1 
verwendet werden kann. 

u n v e r ä n d e r t  

Die Bestimmungen dieses Absatzes finden 
keine Anwendung auf Vereinbarungen, die 
nach dem 13. November 2008 geschlossen 
worden sind. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Werden Wertguthaben auf Dritte 
übertragen, gelten die Absätze 2 bis 3a nur 
für den Übertragenden, der die Arbeitsleis-
tung tatsächlich erbringt. 

u n v e r ä n d e r t  

E l f t e r  A b s c h n i t t  E l f t e r  A b s c h n i t t  

Ü b e r g a n g s v o r s c h r i f t e n  Ü b e r g a n g s v o r s c h r i f t e n  

§ 116 § 116 

Übergangsregelungen für bestehende 
Wertguthaben 

Übergangsregelungen für bestehende 
Wertguthaben 

(1) 1Wertguthaben für Beschäftigte, 
die am 1. Januar 2009 abweichend von § 
7d Absatz 1 als Zeitguthaben geführt wer-
den, können als Zeitguthaben oder als Ent-
geltguthaben geführt werden; dies gilt auch 
für neu vereinbarte Wertguthabenvereinba-
rungen auf der Grundlage früherer Verein-
barungen. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) § 7c Absatz 1 findet nur auf Wert-
guthabenvereinbarungen Anwendung, die 
nach dem 1. Januar 2009 geschlossen 
worden sind. 

(2) § 7c Absatz 1 findet nur auf Wert-
guthabenvereinbarungen Anwendung, die 
nach dem 1. Januar 2009 geschlossen 
worden sind. Wertguthaben aufgrund ei-
ner vor dem 1. Januar 2009 geschlossen 
Vereinbarung können neben einer Inan-
spruchnahme einer Rente wegen Alters 
bis zum Ablauf des Kalendermonats des 
Erreichens der Regelaltersgrenze nach 
dem Sechsten Buch in Anspruch ge-
nommen werden. 

 
1Gemäß Artikel 1 Nummer 22 in Verbindung mit Artikel 10 Absatz 8 des Gesetzes vom 15. Juli 2009 (BGBl. I 

S. 1939) wird am 1. Oktober 2009 nach § 116 folgender § 116a eingefügt: „§ 116aÜbergangsrege-
lung zur Beitragshaftung§ 28e Absatz 3b und 3d Satz 1 in der am 30. September 2009 geltenden 
Fassung finden weiter Anwendung, wenn der Unternehmer mit der Erbringung der Bauleistungen vor 
dem 1. Oktober 2009 beauftragt worden ist.“ 
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(3) Für Wertguthabenvereinbarungen 
nach § 7b, die vor dem 31. Dezember 2008 
geschlossen worden sind und in denen ent-
gegen § 7e Absatz 1 und 2 keine Vorkeh-
rungen für den Fall der Insolvenz des Ar-
beitgebers vereinbart sind, gilt § 7e Absatz 
5 und 6 mit Wirkung ab dem 1. Juni 2009. 

(aufgehoben) 
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bisheriges Recht neues Recht 

Verordnung über die sozialver-
sicherungsrechtliche Beurtei-

lung von Zuwendungen des Ar-
beitgebers als Arbeitsentgelt 

Verordnung über die sozialver-
sicherungsrechtliche Beurtei-

lung von Zuwendungen des Ar-
beitgebers als Arbeitsentgelt 

(Sozialversicherungsentgeltver-
ordnung - SvEV) 

vom: 21.12.2006 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 1 V v. 27.11.2023 

I Nr. 328 

(Sozialversicherungsentgeltver-
ordnung - SvEV) 

vom: 21.12.2006 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 1 V v. 27.11.2023 

I Nr. 328 

§ 1 § 1 

Dem sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsentgelt nicht zuzurechnende Zu-

wendungen 

Dem sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsentgelt nicht zuzurechnende Zu-

wendungen 

(1) Dem Arbeitsentgelt sind nicht zu-
zurechnen:  

u n v e r ä n d e r t  

12. Sonderzahlungen nach § 19 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 Satz 2 bis 4 des Ein-
kommensteuergesetzes der Arbeitge-
ber zur Deckung eines finanziellen 
Fehlbetrages an die Einrichtungen, für 
die Satz 3 gilt, 

12. nach § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
Satz 2 bis 4 des Einkommensteuer-
gesetzes nicht zu den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit gehö-
rende Sonderzahlungen des Arbeit-
gebers, 
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bisheriges Recht neues Recht 

Sozialgesetzbuch (SGB) Sechs-
tes Buch (VI) - Gesetzliche Ren-
tenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes v. 18. Dezember 1989, 
BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337) 

Sozialgesetzbuch (SGB) Sechs-
tes Buch (VI) - Gesetzliche Ren-
tenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes v. 18. Dezember 1989, 
BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337) 

( - SGB 6) 
vom: 18.12.1989 - zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 27.3.2024 

I Nr. 107 

( - SGB 6) 
vom: 18.12.1989 - zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 27.3.2024 

I Nr. 107 

Zweites Kapitel Zweites Kapitel 

Leistungen Leistungen 

S e c h s t e r  A b s c h n i t t  S e c h s t e r  A b s c h n i t t  

D u r c h f ü h r u n g  D u r c h f ü h r u n g  

Vierter Unterabschnitt Vierter Unterabschnitt 

Besonderheiten beim Versorgungsaus-
gleich 

Besonderheiten beim Versorgungsaus-
gleich 

§ 120f § 120f 

Interne Teilung und Verrechnung von 
Anrechten 

Interne Teilung und Verrechnung von 
Anrechten 

(1) Als erworbene Anrechte gleicher 
Art im Sinne des § 10 Abs. 2 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes gelten die in der 
gesetzlichen Rentenversicherung erworbe-
nen Anrechte. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Als Anrechte gleicher Art im Sinne 
des § 10 Abs. 2 des Versorgungsaus-
gleichsgesetzes gelten nicht  

(2) Als Anrechte gleicher Art im 
Sinne des § 10 Absatz 2 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes gelten nicht 
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bisheriges Recht neues Recht 

1. die bis zum 30. Juni 2024 im Beitritts-
gebiet und im übrigen Bundesgebiet 
erworbenen Anrechte, 

1. die in der allgemeinen Rentenversi-
cherung und in der knappschaftli-
chen Rentenversicherung erworbe-
nen Anrechte, 

2. die in der allgemeinen Rentenversiche-
rung und in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung erworbenen An-
rechte, 

2. die in der Rentenversicherung als 
Zuschläge für langjährige Versiche-
rung gewährten Entgeltpunkte und 
die übrigen Entgeltpunkte. 

3. die in der Rentenversicherung als Zu-
schläge für langjährige Versicherung 
gewährten Entgeltpunkte und die übri-
gen Entgeltpunkte. 

 

Drittes Kapitel Drittes Kapitel 

Organisation, Datenschutz und Da-
tensicherheit 

Organisation, Datenschutz und Da-
tensicherheit 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

D a t e n s c h u t z  u n d  D a t e n s i -
c h e r h e i t  

D a t e n s c h u t z  u n d  D a t e n s i -
c h e r h e i t  

§ 150 § 150 

Dateisysteme bei der Datenstelle Dateisysteme bei der Datenstelle 

(1) Bei der Datenstelle darf eine 
Stammsatzdatei geführt werden, soweit 
dies erforderlich ist, um  

u n v e r ä n d e r t  

8. es den Trägern der Rentenversiche-
rung zu ermöglichen, überlebende 
Ehegatten oder Lebenspartner auf das 
Bestehen eines Leistungsanspruchs 
hinzuweisen, 

8. es den Trägern der Rentenversiche-
rung zu ermöglichen, überlebende 
Ehegatten oder Lebenspartner auf das 
Bestehen eines Leistungsanspruchs 
hinzuweisen und einen solchen Leis-
tungsanspruch festzustellen, 
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bisheriges Recht neues Recht 

(5) Die Einrichtung eines automati-
sierten Abrufverfahrens für ein Dateisystem 
der Datenstelle ist nur zulässig gegenüber 
den in § 148 Absatz 3 genannten Stellen, 
der Deutschen Rentenversicherung Bund, 
soweit sie als zentrale Stelle Aufgaben 
nach dem Einkommensteuergesetz durch-
führt, den Behörden der Zollverwaltung, so-
weit diese Aufgaben nach § 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
durchführen, und den Unternehmen der pri-
vaten Krankenversicherung, soweit sie 
Krankenversichertennummern nach § 290 
in Verbindung mit § 362 Absatz 2 des Fünf-
ten Buches vergeben. Die dort enthaltenen 
besonderen Voraussetzungen für die Deut-
sche Post AG, für die Versicherungsämter 
und Gemeindebehörden und für Leistungs-
träger im Ausland müssen auch bei Satz 1 
erfüllt sein. Die Einrichtung eines automati-
sierten Abrufverfahrens für ein Dateisystem 
der Datenstelle ist ferner gegenüber dem 
Bundesamt für Logistik und Mobilität, so-
weit dieses Aufgaben nach § 11 Absatz 2 
Nummer 3 Buchstabe a des Güterkraftver-
kehrsgesetzes wahrnimmt, zulässig. 

(5) Die Einrichtung eines automati-
sierten Verfahrens, das die Übermittlung 
von Sozialdaten aus Dateisystemen der 
Datenstelle der Rentenversicherung 
durch Abruf ermöglicht, ist nur zulässig 
gegenüber 

 1. den in § 148 Absatz 3 genannten 
Stellen mit den dort enthaltenen be-
sonderen Voraussetzungen, 

 2. der Deutschen Rentenversicherung 
Bund, soweit diese als zentrale 
Stelle Aufgaben nach dem Einkom-
mensteuergesetz durchführt, 

 3. den Behörden der Zollverwaltung, 
soweit diese Aufgaben nach § 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgeset-
zes durchführen, 

 4. den Unternehmen der privaten Kran-
kenversicherung, der Postbeamten-
krankenkasse, der Krankenversor-
gung der Bundesbahnbeamten, der 
Bundespolizei, den Landespoli-
zeien, der Bundeswehr sowie den 
Trägern der freien Heilfürsorge, so-
weit diese Krankenversicherten-
nummern nach § 290 in Verbindung 
mit § 362 Absatz 2 des Fünften Bu-
ches vergeben, und 
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bisheriges Recht neues Recht 

 5. dem Bundesamt für Logistik und 
Mobilität, soweit dieses Aufgaben 
nach § 11 Absatz 2 Nummer 3 Buch-
stabe a des Güterkraftverkehrsge-
setzes wahrnimmt. 

 Für die Einrichtung eines automatisier-
ten Verfahrens auf Abruf gegenüber den 
von Satz 1 Nummer 1 erfassten Stellen 
ist eine Genehmigung nach § 79 Absatz 
1 des Zehnten Buches nicht erforder-
lich. 

 
§ 151d 

 Übermittlung von Sozialdaten an den 
Träger der Insolvenzsicherung 

 Auf Anforderung des Trägers der Insol-
venzsicherung nach § 11 Absatz 1 Satz 
4 des Betriebsrentengesetzes haben die 
Träger der Rentenversicherung dem 
Träger der Insolvenzsicherung die ange-
forderten Sozialdaten zu übermitteln, die 
zur Feststellung von Leistungen beim 
Träger der Insolvenzsicherung erforder-
lich sind. 
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bisheriges Recht neues Recht 

Viertes Kapitel Viertes Kapitel 

Finanzierung Finanzierung 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

B e i t r ä g e  u n d  V e r f a h r e n  B e i t r ä g e  u n d  V e r f a h r e n  

Erster Unterabschnitt Erster Unterabschnitt 

Beiträge Beiträge 

D r i t t e r  T i t e l  D r i t t e r  T i t e l  

V e r t e i l u n g  d e r  B e i t r a g s l a s t  V e r t e i l u n g  d e r  B e i t r a g s l a s t  

§ 172a § 172a 

Beitragszuschüsse des Arbeitgebers für 
Mitglieder berufsständischer Versor-

gungseinrichtungen 

Beitragszuschüsse des Arbeitgebers für 
Mitglieder berufsständischer Versor-

gungseinrichtungen 

Für Beschäftigte, die nach § 6 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 von der Versicherungs-
pflicht befreit sind, zahlen die Arbeitgeber 
einen Zuschuss in Höhe der Hälfte des Bei-
trags zu einer berufsständischen Versor-
gungseinrichtung, höchstens aber die 
Hälfte des Beitrags, der zu zahlen wäre, 
wenn die Beschäftigten nicht von der Versi-
cherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung befreit worden wären. 

Für Beschäftigte, die nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 von der Versi-
cherungspflicht befreit sind, zahlen die 
Arbeitgeber einen Zuschuss zum Bei-
trag zu einer berufsständischen Versor-
gungseinrichtung in Höhe des Anteils, 
den sie zu tragen hätten, wenn die Be-
schäftigten nicht von der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung befreit worden wären. 
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bisheriges Recht neues Recht 

Zweiter Unterabschnitt Zweiter Unterabschnitt 

Verfahren Verfahren 

Z w e i t e r  T i t e l  Z w e i t e r  T i t e l  

A u s k u n f t s -  u n d  M i t t e i -
l u n g s p f l i c h t e n  

A u s k u n f t s -  u n d  M i t t e i -
l u n g s p f l i c h t e n  

§ 196 § 196 

Auskunfts- und Mitteilungspflichten Auskunfts- und Mitteilungspflichten 

(2a) Die zuständigen Meldebe-
hörden haben der Datenstelle der Renten-
versicherung zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben  

u n v e r ä n d e r t  

1. nach § 150 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 
zusätzlich zur Sterbefallmitteilung den 
Familiennamen oder den Lebenspart-
nerschaftsnamen, den Vornamen, den 
Tag, den Monat und das Jahr der Ge-
burt und die Anschrift der alleinigen 
oder der Hauptwohnung oder bei Weg-
zug in das Ausland, soweit möglich, 
den Wohnsitzstaat und die Zuzugsan-
schrift des überlebenden Ehegatten 
oder Lebenspartners des Verstorbe-
nen, 

1. nach § 150 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 
zusätzlich zur Sterbefallmitteilung den 
Familiennamen oder den Lebenspart-
nerschaftsnamen, den Vornamen, den 
Tag, den Monat und das Jahr der Ge-
burt und die Anschrift der alleinigen 
oder der Hauptwohnung oder bei Weg-
zug in das Ausland, soweit möglich, 
den Wohnsitzstaat und die Zuzugsan-
schrift des überlebenden Ehegatten 
oder Lebenspartners des Verstorbenen 
und das Datum der letzten Ehe-
schließung oder der letzten Begrün-
dung der Lebenspartnerschaft, 

2. nach § 150 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 
bei einer Eheschließung oder einer Be-
gründung einer Lebenspartnerschaft 
eines Einwohners unverzüglich das 
Datum dieser Eheschließung oder die-
ser Begründung einer Lebenspartner-
schaft 

u n v e r ä n d e r t  
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bisheriges Recht neues Recht 

mitzuteilen. Die Datenstelle der Rentenver-
sicherung hat diese Daten an den zuständi-
gen Träger der Rentenversicherung zu 
übermitteln und anschließend bei sich un-
verzüglich zu löschen. Stellt die Datenstelle 
der Rentenversicherung in den Fällen des 
Satzes 1 Nummer 2 fest, dass der Einwoh-
ner keine Witwenrente oder Witwerrente 
und keine Erziehungsrente bezieht, über-
mittelt sie die Daten nicht an den zuständi-
gen Träger der Rentenversicherung. Satz 1 
Nummer 1 gilt entsprechend für die zustän-
dige deutsche Auslandsvertretung, sofern 
diese Informationen bekannt sind. 

u n v e r ä n d e r t  
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bisheriges Recht neues Recht 

Sozialgesetzbuch Neuntes 
Buch – Rehabilitation und Teil-
habe von Menschen mit Behin-
derungen – (Artikel 1 des Ge-
setzes v. 23. Dezember 2016, 

BGBl. I S. 3234) 

Sozialgesetzbuch Neuntes 
Buch – Rehabilitation und Teil-
habe von Menschen mit Behin-
derungen – (Artikel 1 des Ge-
setzes v. 23. Dezember 2016, 

BGBl. I S. 3234) 

(Neuntes Buch Sozialgesetz-
buch - SGB 9 2018) 

vom: 23.12.2016 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 
22.12.2023 I Nr. 412 

(Neuntes Buch Sozialgesetz-
buch - SGB 9 2018) 

vom: 23.12.2016 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 6 G v. 
22.12.2023 I Nr. 412 

T e i l  3  T e i l  3  

B e s o n d e r e  R e g e l u n g e n  
z u r  T e i l h a b e  s c h w e r b e -

h i n d e r t e r  M e n s c h e n  
( S c h w e r b e h i n d e r t e n -

r e c h t )  

B e s o n d e r e  R e g e l u n g e n  
z u r  T e i l h a b e  s c h w e r b e -

h i n d e r t e r  M e n s c h e n  
( S c h w e r b e h i n d e r t e n -

r e c h t )  

Kapitel 1 Kapitel 1 

Geschützter Personenkreis Geschützter Personenkreis 

§ 153 § 153 

Verordnungsermächtigung Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates nähere Vorschriften 
über die Gestaltung der Ausweise, ihre 
Gültigkeit und das Verwaltungsverfahren 
zu erlassen. 

(1) Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates nähere 
Vorschriften zu erlassen über 

 1. das Format, die Gestaltung der Aus-
weise nach § 152 Absatz 5 und ihre 
Gültigkeit, 
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 2. das Format, die Ausstellung, die Ge-
staltung und die Gültigkeit von Aus-
weisen für Menschen mit Behinde-
rungen nach dem gemeinsamen ein-
heitlichen Muster der Europäischen 
Union, 

 3. das entsprechende Verwaltungsver-
fahren sowie 

 4. die Anerkennung der von einem an-
deren Mitgliedstaat ausgestellten 
Ausweise im Sinne der Nummer 2. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Grundsätze aufzustellen, 
die für die Bewertung des Grades der Be-
hinderung, die Kriterien für die Bewertung 
der Hilflosigkeit und die Voraussetzungen 
für die Vergabe von Merkzeichen maßge-
bend sind, die nach Bundesrecht im 
Schwerbehindertenausweis einzutragen 
sind. 

u n v e r ä n d e r t  
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Zehntes Buch Sozialgesetz-
buch - Sozialverwaltungsver-

fahren und Sozialdatenschutz - 

Zehntes Buch Sozialgesetz-
buch - Sozialverwaltungsver-

fahren und Sozialdatenschutz - 

( - SGB 10) 
vom: 18.08.1980 - zuletzt geän-

dert durch Art. 7 Abs. 3 G v. 
11.4.2024 I Nr. 119 

( - SGB 10) 
vom: 18.08.1980 - zuletzt geän-

dert durch Art. 7 Abs. 3 G v. 
11.4.2024 I Nr. 119 

Zweites Kapitel Zweites Kapitel 

Schutz der Sozialdaten Schutz der Sozialdaten 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

V e r a r b e i t u n g  v o n  S o z i a l -
d a t e n  

V e r a r b e i t u n g  v o n  S o z i a l -
d a t e n  

§ 75 § 75 

Übermittlung von Sozialdaten für die 
Forschung und Planung 

Übermittlung von Sozialdaten für die 
Forschung und Planung 
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(4) Die Übermittlung nach Absatz 1 
und die weitere Verarbeitung, einschließ-
lich einer Verarbeitung von Sozialdaten mit 
weiteren Daten, sowie die Übermittlung 
nach Absatz 2 bedürfen der vorherigen Ge-
nehmigung durch die oberste Bundes- oder 
Landesbehörde, die für den Bereich, aus 
dem die Daten herrühren, zuständig ist. Die 
oberste Bundesbehörde kann das Geneh-
migungsverfahren bei Anträgen von Versi-
cherungsträgern nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
des Vierten Buches oder von deren Ver-
bänden auf das Bundesversicherungsamt 
übertragen. Eine Übermittlung von Sozial-
daten an eine nicht-öffentliche Stelle und 
eine weitere Verarbeitung durch diese nach 
Absatz 2 darf nur genehmigt werden, wenn 
sich die nicht-öffentliche Stelle gegenüber 
der Genehmigungsbehörde verpflichtet hat, 
die Daten nur für den vorgesehenen Zweck 
zu verarbeiten. Die Genehmigung darf im 
Hinblick auf die Wahrung des Sozialge-
heimnisses nur versagt werden, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1, 2 oder 
4a nicht vorliegen. Sie muss  

(4) Die Übermittlung nach Absatz 1 
und die weitere Verarbeitung, einschließ-
lich einer Verarbeitung von Sozialdaten mit 
weiteren Daten, sowie die Übermittlung 
nach Absatz 2 bedürfen der vorherigen Ge-
nehmigung durch die oberste Bundes- oder 
Landesbehörde, die für den Bereich, aus 
dem die Daten herrühren, zuständig ist. Die 
oberste Bundesbehörde kann das Geneh-
migungsverfahren bei Anträgen von Versi-
cherungsträgern nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
des Vierten Buches oder von deren Ver-
bänden auf das Bundesamt für Soziale 
Sicherung übertragen. Eine Übermittlung 
von Sozialdaten an eine nicht-öffentliche 
Stelle und eine weitere Verarbeitung durch 
diese nach Absatz 2 darf nur genehmigt 
werden, wenn sich die nicht-öffentliche 
Stelle gegenüber der Genehmigungsbe-
hörde verpflichtet hat, die Daten nur für den 
vorgesehenen Zweck zu verarbeiten. Die 
Genehmigung darf im Hinblick auf die 
Wahrung des Sozialgeheimnisses nur ver-
sagt werden, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1, 2 oder 4a nicht vorliegen. 
Sie muss  

1. den Dritten, an den die Daten übermit-
telt werden, 

u n v e r ä n d e r t  

2. die Art der zu übermittelnden Sozialda-
ten und den Kreis der betroffenen Per-
sonen, 

u n v e r ä n d e r t  

3. die wissenschaftliche Forschung oder 
die Planung, zu der die übermittelten 
Sozialdaten verarbeitet werden dürfen, 
und 

u n v e r ä n d e r t  

4. den Tag, bis zu dem die übermittelten 
Sozialdaten verarbeitet werden dürfen, 

u n v e r ä n d e r t  

genau bezeichnen und steht auch ohne be-
sonderen Hinweis unter dem Vorbehalt der 
nachträglichen Aufnahme, Änderung oder 
Ergänzung einer Auflage. Nach Ablauf der 
Frist nach Satz 5 Nummer 4 können die 
verarbeiteten Daten bis zu zehn Jahre lang 
gespeichert werden, um eine Nachprüfung 
der Forschungsergebnisse auf der Grund-
lage der ursprünglichen Datenbasis sowie 
eine Verarbeitung für weitere Forschungs-
vorhaben nach Absatz 2 zu ermöglichen. 

u n v e r ä n d e r t  
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Anlage (zu § 78a) 
(aufgehoben) 

Werden Sozialdaten automatisiert ver-
arbeitet oder genutzt, ist die innerbehördli-
che oder innerbetriebliche Organisation so 
zu gestalten, dass sie den besonderen An-
forderungen des Datenschutzes gerecht 
wird. 2Dabei sind insbesondere Maßnah-
men zu treffen, die je nach der Art der zu 
schützenden Sozialdaten oder Kategorien 
von Sozialdaten geeignet sind, 

(aufgehoben) 

1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverar-
beitungsanlagen, mit denen Sozialda-
ten verarbeitet oder genutzt werden, zu 
verwehren (Zutrittskontrolle), 

(aufgehoben) 

2. zu verhindern, dass Datenverarbei-
tungssysteme von Unbefugten genutzt 
werden können (Zugangskontrolle), 

(aufgehoben) 

3. zu gewährleisten, dass die zur Benut-
zung eines Datenverarbeitungssys-
tems Berechtigten ausschließlich auf 
die ihrer Zugriffsberechtigung unterlie-
genden Daten zugreifen können, und 
dass Sozialdaten bei der Verarbeitung, 
Nutzung und nach der Speicherung 
nicht unbefugt gelesen, kopiert, verän-
dert oder entfernt werden können (Zu-
griffskontrolle), 

(aufgehoben) 

4. zu gewährleisten, dass Sozialdaten bei 
der elektronischen Übertragung oder 
während ihres Transports oder ihrer 
Speicherung auf Datenträger nicht un-
befugt gelesen, kopiert, verändert oder 
entfernt werden können, und dass 
überprüft und festgestellt werden kann, 
an welche Stellen eine Übermittlung 
von Sozialdaten durch Einrichtungen 
zur Datenübertragung vorgesehen ist 
(Weitergabekontrolle), 

(aufgehoben) 

5. zu gewährleisten, dass nachträglich 
überprüft und festgestellt werden kann, 
ob und von wem Sozialdaten in Daten-
verarbeitungssysteme eingegeben, 
verändert oder entfernt worden sind 
(Eingabekontrolle), 

(aufgehoben) 
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6. zu gewährleisten, dass Sozialdaten, 
die im Auftrag erhoben, verarbeitet 
oder genutzt werden, nur entspre-
chend den Weisungen des Auftragge-
bers erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden können (Auftragskontrolle), 

(aufgehoben) 

7. zu gewährleisten, dass Sozialdaten ge-
gen zufällige Zerstörung oder Verlust 
geschützt sind (Verfügbarkeitskon-
trolle), 

(aufgehoben) 

8. zu gewährleisten, dass zu unterschied-
lichen Zwecken erhobene Sozialdaten 
getrennt verarbeitet werden können. 

(aufgehoben) 

Eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 
2 bis 4 ist insbesondere die Verwendung 
von dem Stand der Technik entsprechen-
den Verschlüsselungsverfahren. 

(aufgehoben) 
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Drittes Kapitel Drittes Kapitel 

Zusammenarbeit der Leistungsträ-
ger und ihre Beziehungen zu Dritten 

Zusammenarbeit der Leistungsträ-
ger und ihre Beziehungen zu Dritten 

E r s t e r  A b s c h n i t t  E r s t e r  A b s c h n i t t  

Z u s a m m e n a r b e i t  d e r  L e i s -
t u n g s t r ä g e r  u n t e r e i n a n d e r  

u n d  m i t  D r i t t e n  

Z u s a m m e n a r b e i t  d e r  L e i s -
t u n g s t r ä g e r  u n t e r e i n a n d e r  

u n d  m i t  D r i t t e n  

D r i t t e r  T i t e l  D r i t t e r  T i t e l  

Z u s a m m e n a r b e i t  d e r  L e i s -
t u n g s t r ä g e r  m i t  D r i t t e n  

Z u s a m m e n a r b e i t  d e r  L e i s -
t u n g s t r ä g e r  m i t  D r i t t e n  

§ 101a § 101a 

Mitteilungen der Meldebehörden Mitteilungen der Meldebehörden 

(1) Die Datenstelle der Rentenversi-
cherung übermittelt die Mitteilungen aller 
Sterbefälle und Anschriftenänderungen und 
jede Änderung des Vor- und des Familien-
namens unter den Voraussetzungen von § 
196 Absatz 2 des Sechsten Buches und 
bei einer Eheschließung eines Einwohners 
das Datum dieser Eheschließung unter den 
Voraussetzungen von § 196 Absatz 2a des 
Sechsten Buches unverzüglich an die 
Deutsche Post AG. 

(1) Die Datenstelle der Rentenversi-
cherung übermittelt die Mitteilungen aller 
Sterbefälle und Anschriftenänderungen und 
jede Änderung des Vor- und des Familien-
namens unter den Voraussetzungen von § 
196 Absatz 2 des Sechsten Buches, bei ei-
nem Sterbefall zusätzlich das Datum der 
letzten Eheschließung oder der Begrün-
dung der letzten Lebenspartnerschaft 
und bei einer Eheschließung oder einer 
Begründung einer Lebenspartnerschaft 
eines Einwohners das Datum dieser Ehe-
schließung oder dieser Begründung ei-
ner Lebenspartnerschaft unter den Vo-
raussetzungen von § 196 Absatz 2a des 
Sechsten Buches unverzüglich an die 
Deutsche Post AG. 

(2) Die Mitteilungen, die von der Da-
tenstelle der Rentenversicherung an die 
Deutsche Post AG übermittelt werden, dür-
fen von der Deutschen Post AG  

u n v e r ä n d e r t  
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1. nur dazu verwendet werden, um lau-
fende Geldleistungen der Leistungsträ-
ger, der in § 69 Abs. 2 genannten Stel-
len sowie ausländischer Leistungsträ-
ger mit laufenden Geldleistungen in die 
Bundesrepublik Deutschland einzustel-
len oder deren Einstellung zu veranlas-
sen sowie um Anschriften von Empfän-
gern laufender Geldleistungen der 
Leistungsträger und der in § 69 Abs. 2 
genannten Stellen zu berichtigen oder 
deren Berichtigung zu veranlassen, 
und darüber hinaus 

1. nur dazu verwendet werden, um einen 
Sterbequartalsvorschuss auszuzah-
len, um laufende Geldleistungen der 
Leistungsträger, der in § 69 Abs. 2 ge-
nannten Stellen sowie ausländischer 
Leistungsträger mit laufenden Geldleis-
tungen in die Bundesrepublik Deutsch-
land einzustellen oder deren Einstel-
lung zu veranlassen sowie um An-
schriften von Empfängern laufender 
Geldleistungen der Leistungsträger 
und der in § 69 Abs. 2 genannten Stel-
len zu berichtigen oder deren Berichti-
gung zu veranlassen, und darüber hin-
aus 

2. nur weiter übermittelt werden, um den 
Trägern der Unfallversicherung, der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau und den in § 
69 Abs. 2 genannten Zusatzversor-
gungseinrichtungen eine Aktualisie-
rung ihrer Versichertenbestände oder 
Mitgliederbestände zu ermöglichen; 
dies gilt auch für die Übermittlung der 
Mitteilungen an berufsständische Ver-
sorgungseinrichtungen, soweit diese 
nach Landesrecht oder Satzungsrecht 
zur Erhebung dieser Daten befugt sind. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Verwendung und Übermittlung 
der Mitteilungen erfolgt  

u n v e r ä n d e r t  

1. in der allgemeinen Rentenversicherung 
im Rahmen des gesetzlichen Auftrags 
der Deutschen Post AG nach § 119 
Abs. 1 Satz 1 des Sechsten Buches, 

u n v e r ä n d e r t  

2. im Übrigen im Rahmen eines öffent-
lich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Vertrages der Deutschen Post AG mit 
den Leistungsträgern, den berufsstän-
dischen Versorgungseinrichtungen 
oder den in § 69 Abs. 2 genannten 
Stellen. 

u n v e r ä n d e r t  

 


